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Norm

B-VG Art.130 Abs1 Z3

B-VG Art.133 Abs4
VWGVG §28 Abs7
VwWGVG §8

1. B-VG Art. 130 heute

B-VG Art. 130 gultig ab 01.02.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 14/2019
B-VG Art. 130 gultig von 01.01.2019 bis 31.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 130 gultig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
B-VG Art. 130 gultig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 130 gultig von 01.01.2015 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 101/2014
B-VG Art. 130 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 115/2013
B-VG Art. 130 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012

9. B-VG Art. 130 guiltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
10. B-VG Art. 130 gultig von 01.01.1998 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/1997
11. B-VG Art. 130 gultig von 01.01.1991 bis 31.12.1997zuletzt gedndert durch BGBI. Nr. 685/1988
12. B-VG Art. 130 gultig von 01.07.1976 bis 31.12.1990zuletzt gedandert durch BGBI. Nr. 302/1975
13. B-VG Art. 130 gultig von 18.07.1962 bis 30.06.1976zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 215/1962
14. B-VG Art. 130 gultig von 25.12.1946 bis 17.07.1962zuletzt gedandert durch BGBI. Nr. 211/1946
15. B-VG Art. 130 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt gedndert durch StGBI. Nr. 4/1945
16. B-VG Art. 130 gultig von 03.01.1930 bis 30.06.1934
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B-VG Art. 133 heute

B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
B-VG Art. 133 gultig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

B-VG Art. 133 gultig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 133 gultig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 51/2012
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 100/2003
B-VG Art. 133 giltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt gedndert durch BGBI. Nr. 444/1974
B-VG Art. 133 gultig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
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10. B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
11. B-VG Art. 133 gultig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

1. VWGVG § 28 heute
2. VWGVG § 28 gliltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. VwWGVG § 28 gliltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

1. VWGVG § 8 heute
2. VWGVG § 8 gliltig ab 01.01.2014

Spruch
W144 1424210-2/3E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Huber als Einzelrichter Gber die Sdumnisbeschwerde von
XXXX, StA. Afghanistan, zu Recht erkannt:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Huber als
Einzelrichter tGber die SGumnisbeschwerde von rémisch 40, StA. Afghanistan, zu Recht erkannt:

A)

Der Saumnisbeschwerde wird gemaRR 8 8 VWGVG in der Fassung BGBI. I. Nr. 33/2013 idgF stattgegeben und das
Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl gemdl3 8 28 Abs. 7 VwWGVG beauftragt, den versaumten Bescheid unter
Zugrundelegung der im gegenstandlichen Erkenntnis festgelegten Rechtsanschauung des Bundesverwaltungsgerichts
binnen 8 Wochen ab Zustellung zu erlassen.Der Sdumnisbeschwerde wird gemaR Paragraph 8, VwGVG in der Fassung
Bundesgesetzblatt romisch eins. Nr. 33 aus 2013, idgF stattgegeben und das Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl
gemall Paragraph 28, Absatz 7, VwWGVG beauftragt, den versaumten Bescheid unter Zugrundelegung der im
gegenstandlichen Erkenntnis festgelegten Rechtsanschauung des Bundesverwaltungsgerichts binnen 8 Wochen ab

Zustellung zu erlassen.
B)

Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassigDie Revision ist gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht
zulassig.

Text
Entscheidungsgrinde:
I. Verfahrensgang:rémisch eins. Verfahrensgang:

Der Beschwerdefuhrer (BF) verlie3 sein Heimatland etwa im Mai des Jahres 2011 und begab sich auf dem Landweg
Gber den Iran und die Turkei letztlich nach Osterreich, wo er am 25.10.2011 gegenstindlichen Antrag auf
internationalen Schutz gestellt hat.

Im Zuge seiner Erstbefragung nach dem Asylgesetz am 25.10.2011 erklarte der BF bezuglich seiner Fluchtgriinde, dass
er mit seinem Bruder am Flughafen in XXXX gearbeitet habe. Sein Bruder sei dort Ingenieur gewesen und habe auch
als Dolmetscher gearbeitet. Sein Bruder sei vor ca. neun Monaten von den Taliban auf dem Weg nach XXXX getotet
worden. Einmal habe ihm sein Bruder ein paar Blcher gegeben und ihm gesagt, dass er diese einem Freund
Ubergeben solle. Kurz vor seiner Ausreise, als er gemeinsam mit einem Freund seines Bruders unterwegs gewesen sei,
habe er eine Autopanne gehabt. Sie seien von den Taliban tberrascht und mitgenommen worden, hatten jedoch in der
gleichen Nacht fliichten kénnen. Als er zu seinem Schwiegervater nach Hause zurtickgekommen sei, habe ihm dieser
erklart, dass er Afghanistan verlassen solle, da die Blicher die er mitgebracht habe, gegen den Islam seien und sowohl
die Regierung als auch die Taliban davon erfahren hatten. Aus diesem Grund habe er Afghanistan verlassen missen.Im
Zuge seiner Erstbefragung nach dem Asylgesetz am 25.10.2011 erklarte der BF bezlglich seiner Fluchtgriinde, dass er
mit seinem Bruder am Flughafen in romisch 40 gearbeitet habe. Sein Bruder sei dort Ingenieur gewesen und habe
auch als Dolmetscher gearbeitet. Sein Bruder sei vor ca. neun Monaten von den Taliban auf dem Weg nach rémisch 40
getdtet worden. Einmal habe ihm sein Bruder ein paar Blcher gegeben und ihm gesagt, dass er diese einem Freund
Ubergeben solle. Kurz vor seiner Ausreise, als er gemeinsam mit einem Freund seines Bruders unterwegs gewesen sei,
habe er eine Autopanne gehabt. Sie seien von den Taliban Uberrascht und mitgenommen worden, hatten jedoch in der
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gleichen Nacht fluchten kénnen. Als er zu seinem Schwiegervater nach Hause zuriickgekommen sei, habe ihm dieser
erklart, dass er Afghanistan verlassen solle, da die Blicher die er mitgebracht habe, gegen den Islam seien und sowohl
die Regierung als auch die Taliban davon erfahren hatten. Aus diesem Grund habe er Afghanistan verlassen mussen.

In der Folge wurde der BF am 21.11.2011 vor dem Bundesasylamt neuerlich einvernommen, wobei er im Wesentlichen
zu Protokoll gab, dass er Afghanistan verlassen habe, weil sein Leben in Gefahr gewesen sei. Er habe sechs Monate
lang in XXXX am Flughafen gearbeitet und habe dreimal dort Blucher verteilt, die gegen den Islam seien. Dreimal habe
er Bucher mitgenommen, unter anderem in die Ortschaft XXXX, dort habe er die Biicher an Freunde seines Bruders
ausgeteilt. In der Folge sei sein Bruder von den Taliban getttet worden, weil er angeblich diese Blcher an die
Bewohner verteilt habe. Dies habe er von seinem Schwiegervater erfahren. Er selbst sei aufgrund dessen nach Hause
zurlckgekehrt, habe jedoch unterwegs eine Autopanne gehabt. Wahrend das Auto repariert worden sei, habe er
Schusse gehort; es sein Taliban gewesen, von denen sie in der Folge durchsucht worden seien. Die Taliban hatten sie
letztlich mitgenommen, in einen Stall gebracht, von dem sie jedoch wieder hatten flichten kdnnen. Er und sein
Begleiter hatten einander gegenseitig die Fesseln geldst, sie hatten die Tur aufgemacht und die Schuhe ausgezogen
und seien (vorbei am schlafenden Bewacher) losgegangen. Als er zu Hause bei seinem Schwiegervater angekommen
sei, habe er diesem erzahlt, dass er von den Taliban festgehalten worden sei und deshalb zu spat gekommen sei. Der
Schwiegervater habe ihm gesagt, dass, nachdem sein Bruder wegen dieser Blicher getdtet worden sei, auch sein Leben
in Gefahr sei. In der Folge habe der Schwiegervater fur ihn einen Schlepper gesucht, und habe der BF schlieBlich sein
Heimatland verlassen.In der Folge wurde der BF am 21.11.2011 vor dem Bundesasylamt neuerlich einvernommen,
wobei er im Wesentlichen zu Protokoll gab, dass er Afghanistan verlassen habe, weil sein Leben in Gefahr gewesen sei.
Er habe sechs Monate lang in rémisch 40 am Flughafen gearbeitet und habe dreimal dort Blicher verteilt, die gegen
den Islam seien. Dreimal habe er Bicher mitgenommen, unter anderem in die Ortschaft rémisch 40, dort habe er die
Bucher an Freunde seines Bruders ausgeteilt. In der Folge sei sein Bruder von den Taliban getdtet worden, weil er
angeblich diese Blcher an die Bewohner verteilt habe. Dies habe er von seinem Schwiegervater erfahren. Er selbst sei
aufgrund dessen nach Hause zurlickgekehrt, habe jedoch unterwegs eine Autopanne gehabt. Wahrend das Auto
repariert worden sei, habe er Schiisse gehort; es sein Taliban gewesen, von denen sie in der Folge durchsucht worden
seien. Die Taliban hatten sie letztlich mitgenommen, in einen Stall gebracht, von dem sie jedoch wieder hatten flichten
kdénnen. Er und sein Begleiter hatten einander gegenseitig die Fesseln geldst, sie hatten die Tur aufgemacht und die
Schuhe ausgezogen und seien (vorbei am schlafenden Bewacher) losgegangen. Als er zu Hause bei seinem
Schwiegervater angekommen sei, habe er diesem erzahlt, dass er von den Taliban festgehalten worden sei und
deshalb zu spat gekommen sei. Der Schwiegervater habe ihm gesagt, dass, nachdem sein Bruder wegen dieser Blicher
getdtet worden sei, auch sein Leben in Gefahr sei. In der Folge habe der Schwiegervater fir ihn einen Schlepper
gesucht, und habe der BF schlieRlich sein Heimatland verlassen.

Mit Bescheid des Bundesasylamtes vom 03.01.2012, ZI. 11 12.806-BAW, wurde der Antrag des BF auf internationalen
Schutz vom 25.10.2011 bezlglich der Zuerkennung des Status des Asylberichtigten gemaR § 3 AsylG und bezuglich der
Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten in Bezug auf seinen Herkunftsstaat Afghanistan gem.§ 8
AsylG abgewiesen. Unter einem wurde der BF schlieRBlich gemaf3§ 10 Abs. 1 Z. 2 AsylG aus dem o0sterreichischen
Bundesgebiet nach Afghanistan ausgewiesen.Mit Bescheid des Bundesasylamtes vom 03.01.2012, ZI. 11 12.806-BAW,
wurde der Antrag des BF auf internationalen Schutz vom 25.10.2011 bezlglich der Zuerkennung des Status des
Asylberichtigten gemdall Paragraph 3, AsylG und bezlglich der Zuerkennung des Status des subsidiar
Schutzberechtigten in Bezug auf seinen Herkunftsstaat Afghanistan gem. Paragraph 8, AsylG abgewiesen. Unter einem
wurde der BF schlieBlich gemal Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer 2, AsylG aus dem Osterreichischen Bundesgebiet nach
Afghanistan ausgewiesen.

Gegen diese Entscheidung erhob der BF fristgerecht Beschwerde an den Asylgerichtshof und fihrte hierbei im
Wesentlichen aus, dass er seine Grinde weshalb er Afghanistan habe verlassen mussen, zu Protokoll gegeben habe.
Die ihm zur Last gelegten Delikte seien in den Augen der Taliban derart schwere Delikte, dass sie mit der Todesstrafe
zu ahnden seien. UNHCR Stufe Personen wie ihn, als zu den in Afghanistan am meisten gefdhrdeten Personengruppen
ein. Widerspruche, die das Bundesasylamt zu orten glaube, seien wenn Uberhaupt vorhanden, blof3 semantische
Natur. Ein tatsachliches Beweisverfahren habe das Bundesasylamt nicht geflhrt. Ferner sei auch unterblieben, einen
Sachverstandigen bezlglich seiner Gefahrdungslage heranzuziehen.

Mit Erkenntnis des Asylgerichtshofes vom 14.08.2013, Zahl C20
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424.210 - 1/2012/9E, wurde der Beschwerde des BF gemal38 66 Abs. 2 AVG stattgegeben, der bekampfte Bescheid
behoben und die Angelegenheit zur neuerlichen Verhandlung und Erlassung eines Bescheides an das Bundesasylamt
zurtickverwiesen. Begrundend flhrte der Asylgerichtshof unter anderem aus, dass die Beweiswirdigung des
Bundesasylamtes seine Feststellung, wonach das Fluchtvorbringen des BF und eine asylrelevante Verfolgungsgefahr
nicht glaubhaft gemacht worden seien, nicht zu tragen vermag. In der Folge fUhrte der Asylgerichtshof nahere
Erwagungen zur Beweiswilrdigung des Bundesasylamtes aus, in welchen er die tragenden Erwdgungen im
angefochtenen Bescheid relativierte und zum Ergebnis kam, dass eine weitere Einvernahme zu den Fluchtgriinden des
Beschwerdefiihrers zur Beurteilung der Glaubwurdigkeit seines Vorbringens unvermeidlich erscheine. Zudem habe es
das Bundesasylamt unterlassen, im Hinblick auf die Voraussetzungen fur die Zuerkennung des Status des subsidiar
Schutzberechtigten geeignete, alle in Frage kommenden Aspekte der Zuerkennung subsididren Schutzes betreffende
Feststellungen zu treffen. Zum Herkunftsbezirk des BF seien etwa keine Feststellungen getroffen worden, dennoch
komme das Bundesasylamt in nicht nachvollziehbarer Weise zu dem Schluss, dass die Herkunftsregion des BF von
Kabul aus erreichbar ware.424.210 - 1/2012/9E, wurde der Beschwerde des BF gemaR Paragraph 66, Absatz 2, AVG
stattgegeben, der bekampfte Bescheid behoben und die Angelegenheit zur neuerlichen Verhandlung und Erlassung
eines Bescheides an das Bundesasylamt zurtckverwiesen. Begriindend fihrte der Asylgerichtshof unter anderem aus,
dass die Beweiswurdigung des Bundesasylamtes seine Feststellung, wonach das Fluchtvorbringen des BF und eine
asylrelevante Verfolgungsgefahr nicht glaubhaft gemacht worden seien, nicht zu tragen vermag. In der Folge fihrte der
Asylgerichtshof nadhere Erwdgungen zur Beweiswirdigung des Bundesasylamtes aus, in welchen er die tragenden
Erwagungen im angefochtenen Bescheid relativierte und zum Ergebnis kam, dass eine weitere Einvernahme zu den
Fluchtgriinden des Beschwerdefihrers zur Beurteilung der Glaubwirdigkeit seines Vorbringens unvermeidlich
erscheine. Zudem habe es das Bundesasylamt unterlassen, im Hinblick auf die Voraussetzungen fiir die Zuerkennung
des Status des subsidiar Schutzberechtigten geeignete, alle in Frage kommenden Aspekte der Zuerkennung
subsididren Schutzes betreffende Feststellungen zu treffen. Zum Herkunftsbezirk des BF seien etwa keine
Feststellungen getroffen worden, dennoch komme das Bundesasylamt in nicht nachvollziehbarer Weise zu dem
Schluss, dass die Herkunftsregion des BF von Kabul aus erreichbar ware.

In der Folge fuhrte das Bundesasylamt am 20.09.2013 eine neuerliche Einvernahme des BF durch. Eine Entscheidung
des Bundesasylamtes unterblieb jedoch in weiterer Folge. Auch das seit 01.01.2014 zustandig gewordene Bundesamt
far Fremdenwesen und Asyl traf in der Folge keine Entscheidung, sodass der BF mit Schriftsatz vom 20.08.2014 eine
Beschwerde wegen Verletzung der Entscheidungspflicht gemal3 Art. 130 Abs. 1 Z. 3 B-VG erhob. Begriindend fihrte der
BF aus, dass mit Erkenntnis vom 14.08.2013, ZI. C20 424.210 - 1/2012/9E, des Asylgerichtshofes seine Angelegenheit an
das Bundesasylamt zurlickverwiesen worden sei. Das Bundesamt habe Uber seinen Asylantrag bis dato nicht
entschieden. Aus dem Akt sei ersichtlich, dass die sechsmonatige Entscheidungsfrist des § 73 Abs. 1 AVG verstrich
sei.ln der Folge fuhrte das Bundesasylamt am 20.09.2013 eine neuerliche Einvernahme des BF durch. Eine
Entscheidung des Bundesasylamtes unterblieb jedoch in weiterer Folge. Auch das seit 01.01.2014 zusténdig gewordene
Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl traf in der Folge keine Entscheidung, sodass der BF mit Schriftsatz vom
20.08.2014 eine Beschwerde wegen Verletzung der Entscheidungspflicht gemaR Artikel 130, Absatz eins, Ziffer 3, B-VG
erhob. Begriindend fihrte der BF aus, dass mit Erkenntnis vom 14.08.2013, ZI. C20 424.210 - 1/2012/9E, des
Asylgerichtshofes seine Angelegenheit an das Bundesasylamt zurtickverwiesen worden sei. Das Bundesamt habe Uber
seinen Asylantrag bis dato nicht entschieden. Aus dem Akt sei ersichtlich, dass die sechsmonatige Entscheidungsfrist
des Paragraph 73, Absatz eins, AVG verstrich sei.

Mit Schriftsatz vom 24.11.2014 ersuchte der BF das Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl um eine rasche
Entscheidung und erinnerte unter einem an seine an das BFA gerichtete SGumnisbeschwerde vom 20.08.2014.

Mit Vorlagebericht vom 27.11.2014 legte das Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl die Verwaltungsakten dem
Bundesverwaltungsgericht "zur do. Prifung und Entscheidung" vor.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrdmisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

Der oben dargestellte Verfahrensgang wird als relevanter Sachverhalt festgestellt.

2. Beweiswurdigung:

Der oben angeflhrte Verfahrensgang und der daraus festgestellte Sachverhalt ergeben sich aus dem unzweifelhaften


https://www.jusline.at/gesetz/avg/paragraf/66
https://www.jusline.at/gesetz/avg/paragraf/73

und unbestrittenen Akteninhalt der vorgelegten Verwaltungsakten des Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl.
3. Rechtliche Beurteilung:

GemalR 8 6 BVWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder
Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.Gemal3 Paragraph 6, BVwWGG entscheidet das
Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch
Senate vorgesehen ist.

Gegenstandlich liegt somit Einzelrichterzustandigkeit vor.

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das VwGVG,BGBI. |
2013/33 idFBGBI. | 2013/122, geregelt (8 1 leg.cit.). GemaR8 58 Abs. 2 VwGVG bleiben entgegenstehende
Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in
Kraft.Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das VwGVG, BGBI.
réomisch eins 2013/33 in der Fassung BGBI. romisch eins 2013/122, geregelt (Paragraph eins, leg.cit.). Gemal} Paragraph
58, Absatz 2, VWGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.

Gemalk § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemaf3 Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, BGBI. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG,
BGBI. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG,BGBI. Nr. 29/1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.Gemal Paragraph 17, VwWGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das
Verfahren Uber Beschwerden gemal3 Artikel 130, Absatz eins, B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der
Paragraphen eins bis 5 sowie des rémisch vier. Teiles, die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO,
Bundesgesetzblatt Nr. 194 aus 1961,, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG, Bundesgesetzblatt Nr. 173 aus 1950,, und
des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG, Bundesgesetzblatt Nr. 29 aus 1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.

Zu A) Zur Frage des anzuwendenden Verfahrensrechtes und der Sdumnis:

Mangels verfahrensrechtlicher Sondervorschriften richten sich die Entscheidungsfrist des Bundesamtes flr
Fremdenwesen und Asyl nach8 73 Abs. 1 AVG welcher wie folgt lautetMangels verfahrensrechtlicher
Sondervorschriften richten sich die Entscheidungsfrist des Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl nach Paragraph

73, Absatz eins, AVG, welcher wie folgt lautet:

§ 73. (1) Die Behorden sind verpflichtet, wenn in den Verwaltungsvorschriften nicht anderes bestimmt ist, Gber Antrage
von Parteien (§ 8) und Berufungen ohne unndétigen Aufschub, spatestens aber sechs Monate nach deren Einlangen den
Bescheid zu erlassen. Sofern sich in verbundenen Verfahren (§ 39 Abs. 2a) aus den anzuwendenden Rechtsvorschriften
unterschiedliche Entscheidungsfristen ergeben, ist die zuletzt ablaufende mal3geblich.Paragraph 73, (1) Die Behérden
sind verpflichtet, wenn in den Verwaltungsvorschriften nicht anderes bestimmt ist, GUber Antrage von Parteien
(Paragraph 8,) und Berufungen ohne unndétigen Aufschub, spatestens aber sechs Monate nach deren Einlangen den
Bescheid zu erlassen. Sofern sich in verbundenen Verfahren (Paragraph 39, Absatz 2 a,) aus den anzuwendenden
Rechtsvorschriften unterschiedliche Entscheidungsfristen ergeben, ist die zuletzt ablaufende maf3geblich.

@101

Der mit "Frist zur Erhebung der Sdumnisbeschwerde" titulierte8 8 VWGVG lautet wie folgt:Der mit "Frist zur Erhebung
der Sdumnisbeschwerde" titulierte Paragraph 8, VwGVG lautet wie folgt:

§ 8. (1) Beschwerde wegen Verletzung der Entscheidungspflicht gemal3 Art. 130 Abs. 1 Z 3 B-VG (Saumnisbeschwerde)
kann erst erhoben werden, wenn die Behdrde die Sache nicht innerhalb von sechs Monaten, wenn gesetzlich eine
kirrzere oder langere Entscheidungsfrist vorgesehen ist, innerhalb dieser entschieden hat. Die Frist beginnt mit dem
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Zeitpunkt, in dem der Antrag auf Sachentscheidung bei der Stelle eingelangt ist, bei der er einzubringen war. Die
Beschwerde ist abzuweisen, wenn die Verzégerung nicht auf ein Uberwiegendes Verschulden der Behorde
zurlckzufuhren ist.Paragraph 8, (1) Beschwerde wegen Verletzung der Entscheidungspflicht gemal3 Artikel 130, Absatz
eins, Ziffer 3, B-VG (Sdumnisbeschwerde) kann erst erhoben werden, wenn die Behdrde die Sache nicht innerhalb von
sechs Monaten, wenn gesetzlich eine kirzere oder langere Entscheidungsfrist vorgesehen ist, innerhalb dieser
entschieden hat. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der Antrag auf Sachentscheidung bei der Stelle
eingelangt ist, bei der er einzubringen war. Die Beschwerde ist abzuweisen, wenn die Verzégerung nicht auf ein
Uberwiegendes Verschulden der Behdrde zurlickzufiihren ist.

(2) In die Frist werden nicht eingerechnet:
1. die Zeit, wahrend deren das Verfahren bis zur rechtskraftigen Entscheidung einer Vorfrage ausgesetzt ist;

2. die Zeit eines Verfahrens vor dem Verwaltungsgerichtshof, vor dem Verfassungsgerichtshof oder vor dem
Gerichtshof der Europdischen Union.

Der mit "Nachholung des Bescheides" titulierte8 16 VWGVG lautete wie folgt:Der mit "Nachholung des Bescheides"
titulierte Paragraph 16, VWGVG lautete wie folgt:

8 16. (1) Im Verfahren Uber Beschwerden wegen Verletzung der Entscheidungspflicht gemaf Art. 130 Abs. 1 Z 3 B-VG
kann die Behorde innerhalb einer Frist von bis zu drei Monaten den Bescheid erlassen. Wird der Bescheid erlassen
oder wurde er vor Einleitung des Verfahrens erlassen, ist das Verfahren einzustellen.Paragraph 16, (1) Im Verfahren
Uber Beschwerden wegen Verletzung der Entscheidungspflicht gemaR Artikel 130, Absatz eins, Ziffer 3, B-VG kann die
Behdrde innerhalb einer Frist von bis zu drei Monaten den Bescheid erlassen. Wird der Bescheid erlassen oder wurde
er vor Einleitung des Verfahrens erlassen, ist das Verfahren einzustellen.

(2) Holt die Behorde den Bescheid nicht nach, hat sie dem Verwaltungsgericht die Beschwerde unter Anschluss der
Akten des Verwaltungsverfahrens vorzulegen.

§ 28 Abs. 7 VWGVG lautet wie folgt:Paragraph 28, Absatz 7, VwWGVG lautet wie folgt:

(7) In Verfahren Uber Beschwerden wegen Verletzung der Entscheidungspflicht gemaR Art. 130 Abs. 1 Z 3 B-VG kann
das Verwaltungsgericht sein Erkenntnis vorerst auf die Entscheidung einzelner malgeblicher Rechtsfragen
beschranken und der Behdrde auftragen, den versdumten Bescheid unter Zugrundelegung der hiermit festgelegten
Rechtsanschauung binnen bestimmter, acht Wochen nicht tbersteigender Frist zu erlassen. Kommt die Behdrde dem
Auftrag nicht nach, so entscheidet das Verwaltungsgericht tber die Beschwerde durch Erkenntnis in der Sache selbst,
wobei es auch das sonst der Behorde zustehende Ermessen handhabt.(7) In Verfahren Uber Beschwerden wegen
Verletzung der Entscheidungspflicht gemal Artikel 130, Absatz eins, Ziffer 3, B-VG kann das Verwaltungsgericht sein
Erkenntnis vorerst auf die Entscheidung einzelner maRgeblicher Rechtsfragen beschranken und der Behorde
auftragen, den versdumten Bescheid unter Zugrundelegung der hiermit festgelegten Rechtsanschauung binnen
bestimmter, acht Wochen nicht Ubersteigender Frist zu erlassen. Kommt die Behérde dem Auftrag nicht nach, so
entscheidet das Verwaltungsgericht Uber die Beschwerde durch Erkenntnis in der Sache selbst, wobei es auch das
sonst der Behdrde zustehende Ermessen handhabt.

Im gegenstandlichen Fall ist unbestrittener Weise davon auszugehen, dass seitens der belangten Behérde Sdumnis im
Sinne des § 73 Abs. 1 AVG vorliegt. Die seitens der Beschwerdeflhrerin vorgebrachten Umstande blieben seitens der
belangten Behorde unbestritten.Im gegenstandlichen Fall ist unbestrittener Weise davon auszugehen, dass seitens der
belangten Behdrde Sdumnis im Sinne des Paragraph 73, Absatz eins, AVG vorliegt. Die seitens der Beschwerdeflhrerin
vorgebrachten Umstande blieben seitens der belangten Behdrde unbestritten.

In der vorliegenden Rechtssache macht das Bundesverwaltungsgericht von seiner Ermachtigung gemaR§ 28 Abs. 7
VWGVG Gebrauch und beschrankt seine Entscheidung auf einzelne Rechtsfragen und tragt der belangten Behdrde auf,
innerhalb einer Frist von 8 Wochen den versdumten Bescheid unter Zugrundelegung der hier festgelegten
Rechtsanschauung zu erlassen, zumal die erste Instanz die bisherigen Ermittlungstatigkeiten, etwa auch die neuerliche
Einvernahme des BF nach der behebenden Entscheidung des AsylGH, durchgefihrt hat und diese Vorgehensweise
dem Interesse der Einfachheit und Raschheit entspricht.In der vorliegenden Rechtssache macht das
Bundesverwaltungsgericht von seiner Ermachtigung gemaR Paragraph 28, Absatz 7, VwWGVG Gebrauch und beschrankt
seine Entscheidung auf einzelne Rechtsfragen und tragt der belangten Behdrde auf, innerhalb einer Frist von 8
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Wochen den versaumten Bescheid unter Zugrundelegung der hier festgelegten Rechtsanschauung zu erlassen, zumal
die erste Instanz die bisherigen Ermittlungstatigkeiten, etwa auch die neuerliche Einvernahme des BF nach der
behebenden Entscheidung des AsylGH, durchgefihrt hat und diese Vorgehensweise dem Interesse der Einfachheit
und Raschheit entspricht.

Zur Frage, ob dem Beschwerdefuhrer der Status einer Asylberechtigten zuzuerkennen ist:

Die maf3geblichen Bestimmungen des§ 3 AsylG lauten wie folgt:Die maf3geblichen Bestimmungen des Paragraph 3,
AsylG lauten wie folgt:

& 3. (1) Einem Fremden, der in Osterreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, ist, soweit dieser Antrag
nicht bereits gemal? 88 4, 4a oder 5 zurlickzuweisen ist, der Status des Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn glaubhaft
ist, dass ihm im Herkunftsstaat Verfolgung im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z 2 Genfer Fluchtlingskonvention
droht.Paragraph 3, (1) Einem Fremden, der in Osterreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, ist,
soweit dieser Antrag nicht bereits gemaR Paragraphen 4, 4 a, oder 5 zurlckzuweisen ist, der Status des
Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass ihm im Herkunftsstaat Verfolgung im Sinne des Artikel eins,
Abschnitt A Ziffer 2, Genfer Flichtlingskonvention droht.

(2) Die Verfolgung kann auch auf Ereignissen beruhen, die eingetreten sind, nachdem der Fremde seinen
Herkunftsstaat verlassen hat (objektive Nachfluchtgriinde) oder auf Aktivitdten des Fremden beruhen, die dieser seit
Verlassen des Herkunftsstaates gesetzt hat, die insbesondere Ausdruck und Fortsetzung einer bereits im
Herkunftsstaat bestehenden Uberzeugung sind (subjektive Nachfluchtgriinde). Einem Fremden, der einen Folgeantrag
(8 2 Abs. 1 Z 23) stellt, wird in der Regel nicht der Status des Asylberechtigten zuerkannt, wenn die Verfolgungsgefahr
auf Umstanden beruht, die der Fremde nach Verlassen seines Herkunftsstaates selbst geschaffen hat, es sei denn, es
handelt sich um in Osterreich erlaubte Aktivititen, die nachweislich Ausdruck und Fortsetzung einer bereits im
Herkunftsstaat bestehenden Uberzeugung sind.(2) Die Verfolgung kann auch auf Ereignissen beruhen, die eingetreten
sind, nachdem der Fremde seinen Herkunftsstaat verlassen hat (objektive Nachfluchtgriinde) oder auf Aktivitadten des
Fremden beruhen, die dieser seit Verlassen des Herkunftsstaates gesetzt hat, die insbesondere Ausdruck und
Fortsetzung einer bereits im Herkunftsstaat bestehenden Uberzeugung sind (subjektive Nachfluchtgriinde). Einem
Fremden, der einen Folgeantrag (Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 23,) stellt, wird in der Regel nicht der Status des
Asylberechtigten zuerkannt, wenn die Verfolgungsgefahr auf Umstanden beruht, die der Fremde nach Verlassen
seines Herkunftsstaates selbst geschaffen hat, es sei denn, es handelt sich um in Osterreich erlaubte Aktivitdten, die
nachweislich Ausdruck und Fortsetzung einer bereits im Herkunftsstaat bestehenden Uberzeugung sind.

(3) Der Antrag auf internationalen Schutz ist bezlglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten abzuweisen,
wenn

1. dem Fremden eine innerstaatliche Fluchtalternative (8 11) offen steht oderl. dem Fremden eine innerstaatliche
Fluchtalternative (Paragraph 11,) offen steht oder

2. der Fremde einen Asylausschlussgrund (§ 6) gesetzt hat2. der Fremde einen Asylausschlussgrund (Paragraph 6,)
gesetzt hat.

Der gegenstandlicher Antrag des Beschwerdeflihrers ist nicht wegen Drittstaatsicherheit & 4 AsylG), des Schutzes in
einem EWR-Staat oder der Schweiz (§ 4a AsylG) oder Zustandigkeit eines anderen Staates & 5 AsylG) zurlckzuweisen.
Ebenso liegen bei Berlcksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen keine Asylausschlussgrinde vor, weshalb der
Antrag des BF inhaltlich zu prifen ist.Der gegenstandlicher Antrag des Beschwerdeflhrers ist nicht wegen
Drittstaatsicherheit (Paragraph 4, AsylG), des Schutzes in einem EWR-Staat oder der Schweiz (Paragraph 4 a, AsylG)
oder Zustandigkeit eines anderen Staates (Paragraph 5, AsylG) zurlckzuweisen. Ebenso liegen bei Berucksichtigung
samtlicher bekannter Tatsachen keine Asylausschlussgrinde vor, weshalb der Antrag des BF inhaltlich zu prifen ist.

Fluchtling im Sinne von Art. 1 Abschnitt A Z 2 der GFK ist, wer aus wohlbegriindeter Furcht, aus Griinden der Rasse,
Religion, Nationalitat, Zugehdrigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen seiner politischen Gesinnung
verfolgt zu werden, sich auBerhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese
Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen.Flichtling im Sinne von Artikel eins, Abschnitt A
Ziffer 2, der GFK ist, wer aus wohlbegrindeter Furcht, aus Griinden der Rasse, Religion, Nationalitat, Zugehorigkeit zu
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einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen seiner politischen Gesinnung verfolgt zu werden, sich auBerhalb seines
Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses
Landes zu bedienen.

Eine Furcht kann nur dann wohlbegriindet sein, wenn sie im Licht der speziellen Situation des Asylwerbers unter
Berucksichtigung der Verhaltnisse im Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist. Es kommt nicht darauf an, ob sich
eine bestimmte Person in einer konkreten Situation tatsachlich firchtet, sondern ob sich eine mit Vernunft begabte
Person in dieser Situation aus Konventionsgrinden firchten wirde (VWGH 9.5.1996, Z1.95/20/0380).

Unter Verfolgung ist ein ungerechtfertigter Eingriff von erheblicher Intensitdt in die vom Staat zu schitzende
persénliche Sphare des Einzelnen zu verstehen. Erhebliche Intensitat liegt vor, wenn der Eingriff geeignet ist, die
Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des Schutzes des Heimatstaates zu begriinden. Die Verfolgungsgefahr steht
mit der wohlbegrindeten Furcht in engstem Zusammenhang und ist Bezugspunkt der wohlbegrindeten Furcht. Eine
Verfolgungsgefahr ist dann anzunehmen, wenn eine Verfolgung mit einer maRRgeblichen Wahrscheinlichkeit droht, die
entfernte Moglichkeit einer Verfolgung genlgt nicht (z.B. VWGH vom 19.12.1995, ZI.94/20/0858, VWGH vom
14.10.1998. ZI.98/01/0262).Die Verfolgungsgefahr muss nicht nur aktuell sein, sie muss auch im Zeitpunkt der
Bescheiderlassung vorliegen (VWGH 05.06.1996, ZI. 95/20/0194)

Die Verfolgungsgefahr muss ihre Ursache in den in der Genfer Konvention genannten Grinden haben und muss
ihrerseits Ursache dafiir sein, dass sich die betreffende Person auRerhalb ihres Heimatlandes befindet.

Die wirtschaftliche Benachteiligung einer ethnischen oder sozialen Gruppe, die den Angehorigen dieser Gruppe
jegliche Existenzgrundlage entzieht, kann grundsatzlich asylrelevant sein. Ergibt sich, dass die angestammte
Einwohnerschaft einer gesamten Region ihrer Existenzgrundlage beraubt wird und sich dagegen wendende
Widerstandsbewegungen politisch verfolgt werden, so ist von der Behdrde zu prifen, ob fur die davon betroffenen
Mitglieder dieser Minderheit andere Mdglichkeiten zur Erhaltung der Lebensgrundlage bestehen (VwWGH 07.10.2008,
2006/19/1142).

Bei entsprechender Relevanz ist zu prufen, ob der afghanische Staat gewillt und beféhigt ist, den BF zu schiitzen.

Sollte der BF in seiner Heimatregion in asylrechtlich relevanter Weise bedroht sein, wdre die so genannte
innerstaatliche Fluchtalternative gem. § 11 AsylG zu prifen, wobei in Entsprechung der héchstgerichtlichen Judikatur
insbesondere Erwagungen dartber anzustellen waren, ob der BF allfallige sichere Gebiete in seinem Heimatland auch
tatsachlich und in zumutbarer Weise erreichen kénnte, und ob er dort auch seine Existenz sichern kénnte.Sollte der BF
in seiner Heimatregion in asylrechtlich relevanter Weise bedroht sein, ware die so genannte innerstaatliche
Fluchtalternative gem. Paragraph 11, AsylG zu prifen, wobei in Entsprechung der hochstgerichtlichen Judikatur
insbesondere Erwagungen dartber anzustellen waren, ob der BF allfallige sichere Gebiete in seinem Heimatland auch
tatsachlich und in zumutbarer Weise erreichen kdnnte, und ob er dort auch seine Existenz sichern kénnte.

Ergibt sich bei Zugrundelegung des maRgeblichen Sachverhalts unter Heranziehung dieser rechtlichen Determinanten,
dass dem BF der Status eines Asylberechtigten nicht zuzuerkennen ist, so ergeben sich nachfolgende Rechtsfragen:

Zur Frage, ob dem BF der Status eines subsidiar Schutzberechtigten in Bezug auf seinen Herkunftsstaat Afghanistan

zuzuerkennen ist:

Die maRgeblichen Bestimmungen des§ 8 AsylG lauten wie folgt:Die maRgeblichen Bestimmungen des Paragraph 8,
AsylG lauten wie folgt:

§ 8. (1) Der Status des subsidiar Schutzberechtigten ist einem Fremden zuzuerkennenParagraph 8, (1) Der Status des
subsidiar Schutzberechtigten ist einem Fremden zuzuerkennen,

1. der in Osterreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, wenn dieser in Bezug auf die Zuerkennung
des Status des Asylberechtigten abgewiesen wird oder

2. dem der Status des Asylberechtigten aberkannt worden ist,

wenn eine Zurickweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat eine reale
Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten
wurde oder fur ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkarlicher
Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen wirde.wenn eine
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Zuruckweisung, Zuruckschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat eine reale Gefahr einer
Verletzung von Artikel 2, EMRK, Artikel 3, EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten wirde
oder fur ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkirlicher Gewalt
im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen wirde.

(2) Die Entscheidung Uber die Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten nach Abs. 1 ist mit der
abweisenden Entscheidung nach 8 3 oder der Aberkennung des Status des Asylberechtigten nach § 7 zu verbinden.(2)
Die Entscheidung Uber die Zuerkennung des Status des subsididr Schutzberechtigten nach Absatz eins, ist mit der
abweisenden Entscheidung nach Paragraph 3, oder der Aberkennung des Status des Asylberechtigten nach Paragraph
7, zu verbinden.

(3) Antrage auf internationalen Schutz sind bezlglich der Zuerkennung des Status des subsididr Schutzberechtigten
abzuweisen, wenn eine innerstaatliche Fluchtalternative (§ 11) offen steht.(3) Antrage auf internationalen Schutz sind
bezlglich der Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten abzuweisen, wenn eine innerstaatliche
Fluchtalternative (Paragraph 11,) offen steht.

(3a) Ist ein Antrag auf internationalen Schutz bezlglich der Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten
nicht schon mangels einer Voraussetzung gemaf Abs. 1 oder aus den Grinden des Abs. 3 oder 6 abzuweisen, so hat
eine Abweisung auch dann zu erfolgen, wenn ein Aberkennungsgrund gemald § 9 Abs. 2 vorliegt. Diesfalls ist die
Abweisung mit der Feststellung zu verbinden, dass eine Zurlckweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung des
Fremden in seinen Herkunftsstaat unzuldssig ist, da dies eine reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3
EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten wiirde oder fir ihn als Zivilperson eine
ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkirlicher Gewalt im Rahmen eines
internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen wirde. Dies gilt sinngemafR auch fur die Feststellung,
dass der Status des subsididr Schutzberechtigten nicht zuzuerkennen ist.(3a) Ist ein Antrag auf internationalen Schutz
bezluglich der Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten nicht schon mangels einer Voraussetzung
gemal Absatz eins, oder aus den Grinden des Absatz 3, oder 6 abzuweisen, so hat eine Abweisung auch dann zu
erfolgen, wenn ein Aberkennungsgrund gemaR Paragraph 9, Absatz 2, vorliegt. Diesfalls ist die Abweisung mit der
Feststellung zu verbinden, dass eine Zurlckweisung, Zurlickschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen
Herkunftsstaat unzuldssig ist, da dies eine reale Gefahr einer Verletzung von Artikel 2, EMRK, Artikel 3, EMRK oder der
Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten wirde oder fir ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung
des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkirlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen
Konfliktes mit sich bringen wirde. Dies gilt sinngemaR auch fiir die Feststellung, dass der Status des subsidiar
Schutzberechtigten nicht zuzuerkennen ist.

(4bis7)[...1

Der mit "Recht auf Leben" betitelte Art. 2 Abs. 1 EMRK lautet wie folgtDer mit "Recht auf Leben" betitelte Artikel 2,
Absatz eins, EMRK lautet wie folgt:

(1) Das Recht jedes Menschen auf das Leben wird gesetzlich geschitzt. Abgesehen von der Vollstreckung eines
Todesurteils, das von einem Gericht im Falle eines durch Gesetz mit der Todesstrafe bedrohten Verbrechens
ausgesprochen worden ist, darf eine absichtliche Tétung nicht vorgenommen werden.

@r..1
Der mit "Verbot der Folter" titulierte Art. 3 EMRK lautetDer mit "Verbot der Folter" titulierte Artikel 3, EMRK lautet:
Niemand darf der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Behandlung unterworfen werden.

Folter bezeichnet jede Handlung, durch die einer Person vorsatzlich grol3e kdérperliche oder seelische Schmerzen oder
Leiden zugefligt werden, zum Beispiel um von ihr oder einem Dritten eine Aussage oder ein Gestandnis zu erlangen,
um sie fUr eine tatsachlich oder mutmaRlich von ihr oder einem Dritten begangene Tat zu bestrafen, um sie oder einen
Dritten einzuschichtern oder zu ndtigen oder aus einem anderen, auf irgendeiner Art von Diskriminierung
beruhenden Grund, wenn diese Schmerzen oder Leiden von einem Angehdrigen des 6ffentlichen Dienstes oder einer
anderen in amtlicher Eigenschaft handelnden Person, auf deren Veranlassung oder mit deren ausdricklichem oder
stillschweigendem Einverstandnis verursacht werden. Der Ausdruck umfasst nicht Schmerzen oder Leiden, die sich
lediglich aus gesetzlich zuldssigen Sanktionen ergeben, dazu gehdren oder damit verbunden sind (Art. 1 des UN-



Ubereinkommens gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe
vom 10. Dezember 1984). Unter unmenschlicher Behandlung ist die vorsatzliche Verursachung intensiven Leides
unterhalb der Stufe der Folter zu verstehen (Walter/Mayer/Kucsko-Stadlmayer, Bundesverfassungsrecht 10. Aufl.
(2007), RZ 1394), unter einer erniedrigenden Behandlung die Zufligung einer Demutigung oder Entwurdigung von
besonderem Grad (Naher Tomasovsky, FS Funk (2003) 579; Grabenwarter, Menschenrechtskonvention 134f).Folter
bezeichnet jede Handlung, durch die einer Person vorsatzlich grol3e kérperliche oder seelische Schmerzen oder Leiden
zugefligt werden, zum Beispiel um von ihr oder einem Dritten eine Aussage oder ein Gestandnis zu erlangen, um sie
fir eine tatsachlich oder mutmaRlich von ihr oder einem Dritten begangene Tat zu bestrafen, um sie oder einen
Dritten einzuschiichtern oder zu nétigen oder aus einem anderen, auf irgendeiner Art von Diskriminierung
beruhenden Grund, wenn diese Schmerzen oder Leiden von einem Angehdrigen des 6ffentlichen Dienstes oder einer
anderen in amtlicher Eigenschaft handelnden Person, auf deren Veranlassung oder mit deren ausdricklichem oder
stillschweigendem Einverstandnis verursacht werden. Der Ausdruck umfasst nicht Schmerzen oder Leiden, die sich
lediglich aus gesetzlich zulassigen Sanktionen ergeben, dazu gehdren oder damit verbunden sind (Artikel eins, des UN-
Ubereinkommens gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe
vom 10. Dezember 1984). Unter unmenschlicher Behandlung ist die vorsatzliche Verursachung intensiven Leides
unterhalb der Stufe der Folter zu verstehen (Walter/Mayer/Kucsko-Stadlmayer, Bundesverfassungsrecht 10. Aufl.
(2007), RZ 1394), unter einer erniedrigenden Behandlung die Zufligung einer Demutigung oder Entwirdigung von
besonderem Grad (Naher Tomasovsky, FS Funk (2003) 579; Grabenwarter, Menschenrechtskonvention 134f).

Art. 3 EMRK enthalt keinen Gesetzesvorbehalt und umfasst jede physische Person (auch Fremde), welche sich im
Bundesgebiet aufhalt. Die Ausweisung eines Fremden kann eine Verantwortlichkeit des ausweisenden Staates nach
Art. 3 EMRK begriinden, wenn stichhalti-ge Grinde fir die Annahme bestehen, dass die betroffene Person im Falle
ihrer Ausweisung einem realen Risiko ausgesetzt wirde, im Empfangsstaat einer Art. 3 EMRK widersprechen-den
Behandlung unterworfen zu werden (vgl. etwa EGMR, Urteil vom 8. April 2008, NNYANZI gegen das Vereinigte
Konigreich, Nr. 21878/06).Artikel 3, EMRK enthalt keinen Gesetzesvorbehalt und umfasst jede physische Person (auch
Fremde), welche sich im Bundesgebiet aufhalt. Die Ausweisung eines Fremden kann eine Verantwortlichkeit des
ausweisenden Staates nach Artikel 3, EMRK begriinden, wenn stichhalti-ge Grinde fur die Annahme bestehen, dass die
betroffene Person im Falle ihrer Ausweisung einem realen Risiko ausgesetzt wirde, im Empfangsstaat einer Artikel 3,
EMRK widersprechen-den Behandlung unterworfen zu werden vergleiche etwa EGMR, Urteil vom 8. April 2008,
NNYANZI gegen das Vereinigte Konigreich, Nr. 21878/06).

Eine aufenthaltsbeendende MaRnahme verletzt Art. 3 EMRK auch dann, wenn begriindete Anhaltspunkte daflr
bestehen, dass der Fremde im Zielland gefoltert oder unmenschlich behandelt wird (fir viele:Eine
aufenthaltsbeendende Malinahme verletzt Artikel 3, EMRK auch dann, wenn begriindete Anhaltspunkte dafur
bestehen, dass der Fremde im Zielland gefoltert oder unmenschlich behandelt wird (fur viele:

VfSlg 13.314; EGMR 7.7.1989, Soering, EUGRZ 1989, 314). Die Asylbehdrde hat daher auch Umstande im Herkunftsstaat
des Beschwerdefiihrers zu berlick-sichtigen, auch wenn diese nicht in die unmittelbare Verantwortlichkeit Osterreichs
fallen. Als Ausgleich flr diesen weiten Prifungsansatz und der absoluten Geltung dieses Grund-rechts reduziert der
EGMR jedoch die Verantwortlichkeit des Staates dahingehend, dass er fur ein "ausreichend reales Risiko" fur eine
Verletzung des Art. 3 EMRK eingedenk des hohen Eingriffschwellenwertes ("high threshold") dieser Fundamentalnorm
strenge Kriterien her-anzieht, wenn dem Beschwerdefall nicht die unmittelbare Verantwortung des Vertragstaates fur
einen moglichen Schaden des Betroffenen zu Grunde liegt.VfSlg 13.314; EGMR 7.7.1989, Soering, EUGRZ 1989, 314). Die
Asylbehorde hat daher auch Umstdande im Herkunftsstaat des BeschwerdefUhrers zu berlck-sichtigen, auch wenn
diese nicht in die unmittelbare Verantwortlichkeit Osterreichs fallen. Als Ausgleich fiir diesen weiten Priifungsansatz
und der absoluten Geltung dieses Grund-rechts reduziert der EGMR jedoch die Verantwortlichkeit des Staates
dahingehend, dass er fur ein "ausreichend reales Risiko" fiir eine Verletzung des Artikel 3, EMRK eingedenk des hohen
Eingriffschwellenwertes ("high threshold") dieser Fundamentalnorm strenge Kriterien her-anzieht, wenn dem
Beschwerdefall nicht die unmittelbare Verantwortung des Vertragstaates fur einen moglichen Schaden des Betroffenen
zu Grunde liegt.

Der EGMR geht weiters allgemein davon aus, dass aus Art. 3 EMRK grundsatzlich kein Bleiberecht mit der Begriindung
abgeleitet werden kann, dass der Herkunftsstaat gewisse soziale, medizinische od. sonstige unterstiitzende Leistungen
nicht biete, die der Staat des gegenwartigen Aufenthaltes bietet. Nur unter auRerordentlichen, ausnahmsweise



vorliegenden Umstanden kann die Entscheidung, den Fremden aul8er Landes zu schaffen, zu einer Verletzung des Art.
3 EMRK fuhren (vg. z. B. Urteil vom 2.5.1997, EGMR 146/1996/767/964 ["St. Kitts-Fall"], oder auch Application no.
7702/04 by SALKIC and Others against Sweden oder S.C.C. against Sweden v. 15.2.2000, 46553 / 99).Der EGMR geht
weiters allgemein davon aus, dass aus Artikel 3, EMRK grundsatzlich kein Bleiberecht mit der Begrindung abgeleitet
werden kann, dass der Herkunftsstaat gewisse soziale, medizinische od. sonstige unterstiitzende Leistungen nicht
biete, die der Staat des gegenwartigen Aufenthaltes bietet. Nur unter auRerordentlichen, ausnahmsweise vorliegenden
Umstanden kann die Entscheidung, den Fremden aufRer Landes zu schaffen, zu einer Verletzung des Artikel 3, EMRK
fahren (vg. z. B. Urteil vom 2.5.1997, EGMR 146/1996/767/964 ["St. Kitts-Fall"], oder auch Application no. 7702/04 by
SALKIC and Others against Sweden oder S.C.C. against Sweden v. 15.2.2000, 46553 / 99).

GemaR der Judikatur des EGMR muss der BF die erhebliche Wahrscheinlichkeit einer aktuellen und ernsthaften Gefahr
schlissig darstellen (vgl. EKMR, Entsch. Vom 7.7.1987, Nr. 12877/87 - Kalema gg. Frankreich, DR 53, S. 254, 264). Dazu
ist es notwendig, dass die Ereignisse vor der Flucht in konkreter Weise geschildert und auf geeignete Weise belegt
werden. Rein spekulative Beflirchtungen reichen ebenso wenig aus (vgl. EKMR, Entsch. Vom 12.3.1980, Nr. 8897/80: X
u. Y gg. Vereinigtes Kdnigreich) wie vage oder generelle Angaben bezlglich méglicher Verfolgungshandlungen (vgl.
EKMR, Entsch. Vom 17.10.1986, Nr. 12364/86: Kilic gg. Schweiz, DR 50, S. 280, 289). So fihrt der EGMR in stRsp aus,
dass es trotz allfalliger Schwierigkeiten fir den Antragsteller "Beweise" zu beschaffen, es dennoch ihm obliegt - so weit
als moglich - Informationen vorzulegen, die der Behérde eine Bewertung der von ihm behaupteten Gefahr im Falle
einer Abschiebung ermoglicht ( z. B. EGMR Said gg. die Niederlande, 5.7.2005).GemaR der Judikatur des EGMR muss
der BF die erhebliche Wahrscheinlichkeit einer aktuellen und ernsthaften Gefahr schliissig darstellen vergleiche EKMR,
Entsch. Vom 7.7.1987, Nr. 12877/87 - Kalema gg. Frankreich, DR 53, S. 254, 264). Dazu ist es notwendig, dass die
Ereignisse vor der Flucht in konkreter Weise geschildert und auf geeignete Weise belegt werden. Rein spekulative
Beflirchtungen reichen ebenso wenig aus vergleiche EKMR, Entsch. Vom 12.3.1980, Nr. 8897/80: rémisch zehn u. Y gg.
Vereinigtes Konigreich) wie vage oder generelle Angaben bezlglich moglicher Verfolgungshandlungen vergleiche
EKMR, Entsch. Vom 17.10.1986, Nr. 12364/86: Kilic gg. Schweiz, DR 50, S. 280, 289). So fihrt der EGMR in stRsp aus,
dass es trotz allfalliger Schwierigkeiten fir den Antragsteller "Beweise" zu beschaffen, es dennoch ihm obliegt - so weit
als maglich - Informationen vorzulegen, die der Behérde eine Bewertung der von ihm behaupteten Gefahr im Falle
einer Abschiebung erméglicht ( z. B. EGMR Said gg. die Niederlande, 5.7.2005).

Auch nach Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes hat ein Antragsteller das Bestehen einer aktuellen, durch
staatliche Stellen zumindest gebilligten oder nicht effektiv verhinderbaren Bedrohung der relevanten Rechtsguter
glaubhaft zu machen, wobei diese aktuelle Bedrohungssituation mittels konkreter, die Person des Fremden
betreffender, durch ent-sprechende Bescheinigungsmittel untermauerter Angaben darzutun ist (VWWGH 26.6.1997, ZI.
95/18/1293, VwGH 17.7.1997, ZI. 97/18/0336). Wenn es sich um einen der persdnlichen Sphare der Partei zugehorigen
Umstand handelt (zB ihre familidre (VwGH 14.2.2002, 99/18/0199 ua), gesundheitliche (VwSlg 9721 A/1978; VwGH
17.10.2002, 2001/20/0601) oder finanzielle (vgl VWGH 15.11.1994,94/07/0099) Situation), von dem sich die Behorde
nicht amtswegig Kenntnis verschaffen kann (vgl auch VwGH 24.10.1980, 1230/78), besteht eine erhohte
Mitwirkungspflicht des  Asylwerbers (VWGH  18.12.2002, 2002/18/0279).Auch nach Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes hat ein Antragsteller das Bestehen einer aktuellen, durch staatliche Stellen zumindest
gebilligten oder nicht effektiv verhinderbaren Bedrohung der relevanten Rechtsguter glaubhaft zu machen, wobei
diese aktuelle Bedrohungssituation mittels konkreter, die Person des Fremden betreffender, durch ent-sprechende
Bescheinigungsmittel untermauerter Angaben darzutun ist (VwGH 26.6.1997, ZI. 95/18/1293, VWGH 17.7.1997, ZI.
97/18/0336). Wenn es sich um einen der personlichen Sphare der Partei zugehorigen Umstand handelt (zB ihre
familiare (VwGH 14.2.2002, 99/18/0199 ua), gesundheitliche (VwSlg 9721 A/1978; VwGH 17.10.2002,2001/20/0601)
oder finanzielle vergleiche VwWGH 15.11.1994, 94/07/0099) Situation), von dem sich die Behorde nicht amtswegig
Kenntnis verschaffen kann vergleiche auch VwGH 24.10.1980, 1230/78), besteht eine erhdhte Mitwirkungspflicht des
Asylwerbers (VWGH 18.12.2002, 2002/18/0279).

Voraussetzung fur das Vorliegen einer relevanten Bedrohung ist auch in diesem Fall, dass eine von staatlichen Stellen
zumindest gebilligte oder nicht effektiv verhinderbare Bedro-hung der relevanten Rechtsglter vorliegt oder dass im
Heimatstaat des Asylwerbers keine ausreichend funktionierende Ordnungsmacht (mehr) vorhanden ist und damit zu
rechnen ware, dass jeder dorthin abgeschobene Fremde mit erheblicher Wahrscheinlichkeit der in § 8 Abs. 1 AsylG
umschriebenen Gefahr unmittelbar ausgesetzt wadre (vgl. VWGH 26.6.1997, 95/21/0294).Voraussetzung fir das
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Vorliegen einer relevanten Bedrohung ist auch in diesem Fall, dass eine von staatlichen Stellen zumindest gebilligte
oder nicht effektiv verhinderbare Bedro-hung der relevanten Rechtsgiter vorliegt oder dass im Heimatstaat des
Asylwerbers keine ausreichend funktionierende Ordnungsmacht (mehr) vorhanden ist und damit zu rechnen ware,
dass jeder dorthin abgeschobene Fremde mit erheblicher Wahrscheinlichkeit der in Paragraph 8, Absatz eins, AsylG
umschriebenen Gefahr unmittelbar ausgesetzt ware vergleiche VWGH 26.6.1997, 95/21/0294).

Der VWGH geht davon aus, dass ein Antragsteller vernunftiger Weise (VwGH 9.5.1996, Z195/20/0380) damit rechnen
muss, in seinem Herkunftsstaat mit einer Gber die blof3e Moglichkeit (z.B. VWGH vom 19.12.1995, ZI. 94/20/0858, VWGH
vom 14.10.1998. ZI.98/01/0262) hinausgehenden malfgeblichen Wahrscheinlichkeit von einer aktuellen (VwGH
05.06.1996, ZI. 95/20/0194) Gefahr betroffen zu sein. Wird dieses Wahrscheinlichkeitskalkil nicht erreicht, scheidet die
Gewahrung von subsididarem Schutz somit aus.

Umgelegt auf den gegenstandlichen Fall werden im Lichte der dargestellten nationalen und internationalen
Rechtsprechung zum Refoulementschutz folgende Uberlegungen angestellt:

Vorerst ist die Frage des Vorliegens einer allgemeinen existenzbedrohenden Notlage (allgemeine Hungersnot,
Seuchen, Naturkatastrophen oder sonstige diesen Sachverhalten gleichwertige existenzbedrohende
Elementarereignisse) zu prifen und ob vor dem Hintergrund der Ausgestaltung des Strafrechts des Herkunftsstaates
des BF das Vorliegen einer Gefahr im Sinne des Art. 2 EMRK, oder des Protokolls Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention zum
Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten Uber die Abschaffung der Todesstrafe anzunehmen ist.Vorerst ist die
Frage des Vorliegens einer allgemeinen existenzbedrohenden Notlage (allgemeine Hungersnot, Seuchen,
Naturkatastrophen oder sonstige diesen Sachverhalten gleichwertige existenzbedrohende Elementarereignisse) zu
prifen und ob vor dem Hintergrund der Ausgestaltung des Strafrechts des Herkunftsstaates des BF das Vorliegen einer
Gefahr im Sinne des Artikel 2, EMRK, oder des Protokolls Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention zum Schutz der
Menschenrechte und Grundfreiheiten Uber die Abschaffung der Todesstrafe anzunehmen ist.

Ebenso ist die Frage von Relevanz, ob festgestellt werden kann, ob eine nicht sanktionierte, standige Praxis grober,
offenkundiger, massenhafter Menschenrechtsverletzungen (iSd VfSlg 13.897/1994, 14.119/1995, vgl. auch Art. 3 des
UN-Ubereinkommens gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe
vom 10. Dezember 1984) herrschen wirde und praktisch, jeder der sich im Hoheitsgebiet des Staates aufhalt schon
alleine aufgrund des Faktums des Aufenthaltes aufgrund der allgemeinen Lage mit maRgeblicher Wahrscheinlichkeit
damit rechnen muss, von einem unter § 8 Abs. 1 AsylG subsumierbaren Sachverhalt betroffen ist.Ebenso ist die Frage
von Relevanz, ob festgestellt werden kann, ob eine nicht sanktionierte, standige Praxis grober, offenkundiger,
massenhafter Menschenrechtsverletzungen (iSd VfSlg 13.897 aus 1994,, 14.119 aus 1995,, vergleiche auch Artikel 3, des
UN-Ubereinkommens gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe
vom 10. Dezember 1984) herrschen wirde und praktisch, jeder der sich im Hoheitsgebiet des Staates aufhalt schon
alleine aufgrund des Faktums des Aufenthaltes aufgrund der allgemeinen Lage mit maRgeblicher Wahrscheinlichkeit
damit rechnen muss, von einem unter Paragraph 8, Absatz eins, AsylG subsumierbaren Sachverhalt betroffen ist.

Zur individuellen Versorgungssituation ist zu prifen, ob der BF im Herkunftsstaat Uber eine hinreichende
Existenzgrundlage verflgt und nicht in eine dauerhaft aussichtslose Lage gerat. MaRgebliche Faktoren werden das
Alter, Geschlecht, Gesundheitszustand, Behinderungen, die familidre Situation und Verwandtschaftsverhaltnisse,
soziale und andere Schwéchen, ethnische, kulturelle oder religiése Uberlegungen, politische und soziale Verbindungen
und Vereinbarkeiten, Sprachkenntnisse, Bildungs-, Berufs- und Arbeitshintergrund und -moglichkeiten, die Existenz
eines sozialen Auffangsystems, Rickkehrprogramme, oder Ruckkehrhilfe sein.

Sollte der BF in seiner Heimatregion in refoulementschutzrechtlich relevanter Weise bedroht sein, ware gem. § 8 Abs. 3
iVm § 11 AsylG die innerstaatliche Fluchtalternative zu prifen, wobei insbesondere Erwagungen dartber anzustellen
waren, ob der BF allféllige sichere Gebiete in seinem Heimatland auch tatsachlich und in zumutbarer Weise erreichen
konnte, und ob er dort auch seine Existenz sichern koénnteSollte der BF in seiner Heimatregion in
refoulementschutzrechtlich relevanter Weise bedroht sein, ware gem. Paragraph 8, Absatz 3, in Verbindung mit
Paragraph 11, AsylG die innerstaatliche Fluchtalternative zu prifen, wobei insbesondere Erwagungen dartber
anzustellen waren, ob der BF allféllige sichere Gebiete in seinem Heimatland auch tatsachlich und in zumutbarer Weise
erreichen kdnnte, und ob er dort auch seine Existenz sichern kénnte.

Letztlich wird die Zulassigkeit aufenthaltsbeendender MaBnahmen im Lichte des Gesundheitszustandes des BF im
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Lichte der Judikatur [vgl. Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes (VfGH vom 06.03.2008, ZI: B 2400/07-9) welches die
aktuelle Rechtsprechung des EGMR zur Frage der Vereinbarkeit der Abschiebung Kranker in einen anderen Staat mit
Art. 3 EMRK festhalt (D. v. the United Kingdom, EGMR 02.05.1997, Appl. 30.240/96, newsletter 1997,93; Bensaid, EGMR
06.02.2001, Appl. 44.599/98, newsletter 2001,26; Ndangoya, EGMR 22.06.2004, Appl. 17.868/03; Salkic and others,
EGMR 29.06.2004, Appl. 7702/04; Ovdienko, EGMR 31.05.2005, Appl. 1383/04; Hukic, EGMR 29.09.2005, Appl.
17.416/05; EGMR Ayegh, 07.11.2006; Appl. 4701/05; EGMR Goncharova & Alekseytsev, 03.05.2007, Appl. 31.246/06)] zu
prufen sein.Letztlich wird die Zulassigkeit aufenthaltsbeendender MalRnahmen im Lichte des Gesundheitszustandes
des BF im Lichte der Judikatur [vgl. Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes (VfGH vom 06.03.2008, ZI: B 2400/07-9)
welches die aktuelle Rechtsprechung des EGMR zur Frage der Vereinbarkeit der Abschiebung Kranker in einen anderen
Staat mit Artikel 3, EMRK festhalt (D. v. the United Kingdom, EGMR 02.05.1997, Appl. 30.240/96, newsletter 1997,93;
Bensaid, EGMR 06.02.2001, Appl. 44.599/98, newsletter 2001,26; Ndangoya, EGMR 22.06.2004, Appl. 17.868/03; Salkic
and others, EGMR 29.06.2004, Appl. 7702/04; Ovdienko, EGMR 31.05.2005, Appl. 1383/04; Hukic, EGMR 29.09.2005,
Appl. 17.416/05; EGMR Ayegh, 07.11.2006; Appl. 4701/05; EGMR Goncharova & Alekseytsev, 03.05.2007, Appl.
31.246/06)] zu prifen sein.

Im Rahmen einer Gesamtschau wird die belangte Behorde zu prifen haben, ob der BF in verninftiger Weise (VWGH
9.5.1996, Z1.95/20/0380) damit rechnen muss, in seinem Herkunftsstaat mit einer Uber die blofRe Mdglichkeit (z.B.
VWGH vom 19.12.1995, ZI.94/20/0858, VwWGH vom 14.10.1998. ZI.98/01/0262) hinausgehenden mafgeblichen
Wahrscheinlichkeit einer aktuellen (VWGH 05.06.1996, ZI. 95/20/0194) Gefahr im Sinne des§ 8 AsylG ausgesetzt zu
sein.Im Rahmen einer Gesamtschau wird die belangte Behorde zu prufen haben, ob der BF in verninftiger Weise
(VWGH 9.5.1996, Z1.95/20/0380) damit rechnen muss, in seinem Herkunftsstaat mit einer Uber die bloRe Moglichkeit
(z.B. VWGH vom 19.12.1995, ZI. 94/20/0858, VWGH vom 14.10.1998. ZI1.98/01/0262) hinausgehenden maligeblichen
Wahrscheinlichkeit einer aktuellen (VWGH 05.06.1996, ZI. 95/20/0194) Gefahr im Sinne des Paragraph 8, AsylG
ausgesetzt zu sein.

Sollte das Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl zum Schluss kommen, dass dem BF der Status eines subsidiar
Schutzberechtigten nicht zuzuerkennen ist, kommen die folgenden rechtlichen Ausfihrungen zum Tragen:

Zur Frage der Erteilung eines Aufenthaltstitels und Erlassung einer Rickkehrentscheidung (Hervorhebungen in den
folgenden Bestimmungen dienen lediglich der Ubersichtlichkeit):

Der mit "Erlassung einer aufenthaltsbeendenden MaRBnahme" betitelte§ 10 AsylG 2005 lautet wie folgt:Der mit
"Erlassung einer aufenthaltsbeendenden Malinahme" betitelte Paragraph 10, AsylG 2005 lautet wie folgt:

§ 10. (1) Eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz ist mit einer Rickkehrentscheidung oder einer Anordnung zur
AuBerlandesbringung gemal dem 8. Hauptstlck des FPG zu verbinden, wennParagraph 10, (1) Eine Entscheidung nach
diesem Bundesgesetz ist mit einer Rickkehrentscheidung oder einer Anordnung zur AuBerlandesbringung gemaf
dem 8. Hauptstick des FPG zu verbinden, wenn

1. der Antrag auf internationalen Schutz gemal 88 4 oder 4a zurlckgewiesen wird]l. der Antrag auf internationalen
Schutz gemal? Paragraphen 4, oder 4a zurlickgewiesen wird,

2. der Antrag auf internationalen Schutz gemaR § 5 zurlickgewiesen wird2. der Antrag auf internationalen Schutz
gemal Paragraph 5, zurlickgewiesen wird,

3. der Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezlglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als auch
der Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten abgewiesen wird,

4. einem Fremden der Status des Asylberechtigten aberkannt wird, ohne dass es zur Zuerkennung des Status des
subsidiar Schutzberechtigten kommt oder

5. einem Fremden der Status des subsidiar Schutzberechtigten aberkannt wird

und in den Fallen der Z 1 und 3 bis 5 von Amts wegen ein Aufenthaltstitel gemal § 57 nicht erteilt wird sowie in den
Fallen der Z 1 bis 5 kein Fall der 88 8 Abs. 3a oder 9 Abs. 2 vorliegt.und in den Féllen der Ziffer eins und 3 bis 5 von Amts
wegen ein Aufenthaltstitel gemal Paragraph 57, nicht erteilt wird sowie in den Fallen der Ziffer eins bis 5 kein Fall der
Paragraphen 8, Absatz 3 a, oder 9 Absatz 2, vorliegt.

(2) Wird einem Fremden, der sich nicht rechtmaRig im Bundesgebiet aufhalt und nicht in den Anwendungsbereich des
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6. Hauptstickes des FPG fallt, von Amts wegen ein Aufenthaltstitel gemaf3 § 57 nicht erteilt, ist diese Entscheidung mit
einer Ruckkehrentscheidung gemal dem 8. Hauptstlick des FPG zu verbinden.(2) Wird einem Fremden, der sich nicht
rechtmaRig im Bundesgebiet aufhalt und nicht in den Anwendungsbereich des 6. Hauptstlickes des FPG fallt, von Amts
wegen ein Aufenthaltstitel gemal3 Paragraph 57, nicht erteilt, ist diese Entscheidung mit einer Ruckkehrentscheidung
gemal dem 8. Hauptstick des FPG zu verbinden.

(3) Wird der Antrag eines Drittstaatsangehdrigen auf Erteilung eines Aufenthaltstitels gemaR 88 55, 56 oder 57
abgewiesen, so ist diese Entscheidung mit einer Rlckkehrentscheidung gemaR dem 8. Hauptstick des FPG zu
verbinden. Wird ein solcher Antrag zurlckgewiesen, gilt dies nur insoweit, als dass kein Fall des § 58 Abs. 9 Z 1 bis 3
vorliegt.(3) Wird der Antrag eines Drittstaatsangehorigen auf Erteilung eines Aufenthaltstitels gemaR Paragraphen 55,
56, oder 57 abgewiesen, so ist diese Entscheidung mit einer Riickkehrentscheidung gemald dem 8. Hauptstilick des FPG
zu verbinden. Wird ein solcher Antrag zurlckgewiesen, gilt dies nur insoweit, als dass kein Fall des Paragraph 58,
Absatz 9, Ziffer eins bis 3 vorliegt.

Die mit "Aufenthaltstitel aus Grinden des Art. 8 EMRK" titulierten Bestimmungen des§ 55 AsylG 2005 lauten wie
folgt:Die mit "Aufenthaltstitel aus Grinden des Artikel 8, EMRK" titulierten Bestimmungen des Paragraph 55, AsylG
2005 lauten wie folgt:

§ 55. (1) Im Bundesgebiet aufhaltigen Drittstaatsangehdrigen ist von Amts wegen oder auf begriindeten Antrag eine
"Aufenthaltsberechtigung plus" zu erteilen, wennParagraph 55, (1) Im Bundesgebiet aufhaltigen Drittstaatsangehorigen
ist von Amts wegen oder auf begriindeten Antrag eine "Aufenthaltsberechtigung plus" zu erteilen, wenn

1. dies gemalR § 9 Abs. 2 BFA-VG zur Aufrechterhaltung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK
geboten ist und1. dies gemald Paragraph 9, Absatz 2, BFA-VG zur Aufrechterhaltung des Privat- und Familienlebens im
Sinne des Artikel 8, EMRK geboten ist und

2. der Drittstaatsangehdrige das Modul 1 der Integrationsvereinbarung gemaR§ 14a NAG erfillt hat oder zum
Entscheidungszeitpunkt eine erlaubte Erwerbstdtigkeit ausibt, mit deren Einkommen die monatliche
Geringflgigkeitsgrenze (8§ 5 Abs. 2 Allgemeines Sozialversicherungsgesetz (ASVG), BGBI. | Nr. 189/1955) erreicht wird.2.
der Drittstaatsangehdrige das Modul 1 der Integrationsvereinbarung gemaR Paragraph 14 a, NAG erfullt hat oder zum
Entscheidungszeitpunkt eine erlaubte Erwerbstdtigkeit ausibt, mit deren Einkommen die monatliche
Geringfligigkeitsgrenze (Paragraph 5, Absatz 2, Allgemeines Sozialversicherungsgesetz (ASVG), Bundesgesetzblatt Teil
eins, Nr. 189 aus 1955,) erreicht wird.

(2) Liegt nur die Voraussetzung des Abs. 1 Z 1 vor, ist eine "Aufenthaltsberechtigung" zu erteilen(2) Liegt nur die
Voraussetzung des Absatz eins, Ziffer eins, vor, ist eine "Aufenthaltsberechtigung" zu erteilen.

Die Bestimmungen des§ 57 AsylG 2005 "Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz" lauten:Die Bestimmungen des
Paragraph 57, AsylG 2005 "Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz" lauten:

§ 57. (1) Im Bundesgebiet aufhaltigen Drittstaatsangehdrigen ist von Amts wegen oder auf begriindeten Antrag eine
"Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz" zu erteilen:Paragraph 57, (1) Im Bundesgebiet aufhaltigen
Drittstaatsangehorigen ist von Amts wegen oder auf begriindeten Antrag eine "Aufenthaltsberechtigung besonderer
Schutz" zu erteilen:

1. wenn der Aufenthalt des Drittstaatsangehdrigen im Bundesgebiet gemal § 46a Abs. 1 Z 1 oder Abs. 1a FPG seit
mindestens einem Jahr geduldet ist und die Voraussetzungen dafir weiterhin vorliegen, es sei denn, der
Drittstaatsangehorige stellt eine Gefahr fiir die Allgemeinheit oder Sicherheit der Republik Osterreich dar oder wurde
von einem inlandischen Gericht wegen eines Verbrechens (8 17 StGB) rechtskraftig verurteilt. Einer Verurteilung durch
ein inlandisches Gericht ist eine Verurteilung durch ein auslandisches Gericht gleichzuhalten, die den Voraussetzungen
des 8§ 73 StGB entspricht,1. wenn der Aufenthalt des Drittstaatsangehdrigen im Bundesgebiet gemaR Paragraph 46 a,
Absatz eins, Ziffer eins, oder Absatz eins a, FPG seit mindestens einem Jahr geduldet ist und die Voraussetzungen daftr
weiterhin vorliegen, es sei denn, der Drittstaatsangehdrige stellt eine Gefahr fur die Allgemeinheit oder Sicherheit der
Republik Osterreich dar oder wurde von einem inldndischen Gericht wegen eines Verbrechens (Paragraph 17, StGB)
rechtskraftig verurteilt. Einer Verurteilung durch ein inlandisches Gericht ist eine Verurteilung durch ein auslandisches
Gericht gleichzuhalten, die den Voraussetzungen des Paragraph 73, StGB entspricht,
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2. zur Gewabhrleistung der Strafverfolgung von gerichtlich strafbaren Handlungen oder zur Geltendmachung und
Durchsetzung von zivilrechtlichen Ansprichen im Zusammenhang mit solchen strafbaren Handlungen, insbesondere
an Zeugen oder Opfer von Menschenhandel oder grenziiberschreitendem Prostitutionshandel oder

3. wenn der Drittstaatsangehorige, der im Bundesgebiet nicht rechtmalig aufhaltig oder nicht niedergelassen ist,
Opfer von Gewalt wurde, eine einstweilige Verfugung nach 88 382b oder 382e EO, RGBI. Nr. 79/1896, erlassen wurde
oder erlassen hatte werden konnen und der Drittstaatsangehodrige glaubhaft macht, dass die Erteilung der
"Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz" zum Schutz vor weiterer Gewalt erforderlich ist.3. wenn der
Drittstaatsangehorige, der im Bundesgebiet nicht rechtmallig aufhaltig oder nicht niedergelassen ist, Opfer von Gewalt
wurde, eine einstweilige Verfigung nach Paragraphen 382 b, oder 382e EO, RGBI. Nr. 79 aus 1896,, erlassen wurde
oder erlassen hatte werden konnen und der Drittstaatsangehorige glaubhaft macht, dass die Erteilung der

"Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz" zum Schutz vor weiterer Gewalt erforderlich ist.

(2) Hinsichtlich des Vorliegens der Voraussetzungen nach Abs. 1 Z 2 und 3 hat das Bundesamt vor der Erteilung der
"Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz" eine begrindete Stellungnahme der zustandigen Landespolizeidirektion
einzuholen. Bis zum Einlangen dieser Stellungnahme bei der Behdérde ist der Ablauf der Fristen gemal3 Abs. 3 und 8 73
AVG gehemmt.(2) Hinsichtlich des Vorliegens der Voraussetzungen nach Absatz eins, Ziffer 2 und 3 hat das Bundesamt
vor der Erteilung der "Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz" eine begriindete Stellungnahme der zustandigen
Landespolizeidirektion einzuholen. Bis zum Einlangen dieser Stellungnahme bei der Behdrde ist der Ablauf der Fristen
gemal Absatz 3 und Paragraph 73, AVG gehemmt.

(3) Ein Antrag gemal3 Abs. 1 Z 2 ist als unzuldssig zurtckzuweisen, wenn ein Strafverfahren nicht begonnen wurde oder
zivilrechtliche Anspriiche nicht geltend gemacht wurden. Die Behdrde hat binnen sechs Wochen Uber den Antrag zu
entscheiden.(3) Ein Antrag gemald Absatz eins, Ziffer 2, ist als unzulassig zurtickzuweisen, wenn ein Strafverfahren nicht
begonnen wurde oder zivilrechtliche Anspruche nicht geltend gemacht wurden. Die Behdrde hat binnen sechs Wochen
Uber den Antrag zu entscheiden.

(4) Ein Antrag gemal3 Abs. 1 Z 3 ist als unzuldssig zurtickzuweisen, wenn eine einstweilige Verfiigung nach 88 382b oder
382e EO nicht vorliegt oder nicht erlassen hatte werden kénnen.(4) Ein Antrag gemald Absatz eins, Ziffer 3, ist als
unzulassig zurickzuweisen, wenn eine einstweilige Verfligung nach Paragraphen 382 b, oder 382e EO nicht vorliegt
oder nicht erlassen hatte werden kénnen.

§ 9 BFA-VG normiert die Bestimmungen Uber den Schutz des Privat- und FamilienlebensParagraph 9, BFA-VG normiert
die Bestimmungen Uber den Schutz des Privat- und Familienlebens:

8 9. (1) Wird durch eine Rickkehrentscheidung gemafR 8 52 FPG, eine Anordnung zur Aul3erlandesbringung gemal3s 61
FPG, eine Ausweisung gemal § 66 FPG oder ein Aufenthaltsverbot gemaR § 67 FPG in das Privat- oder Familienleben
des Fremden eingegriffen, so ist die Erlassung der Entscheidung zulassig, wenn dies zur Erreichung der im Art. 8 Abs. 2
EMRK genannten Ziele dringend geboten ist.Paragraph 9, (1) Wird durch eine Rickkehrentscheidung gemal3 Paragraph
52, FPG, eine Anordnung zur AuBerlandesbringung gemal Paragraph 61, FPG, eine Ausweisung gemald Paragraph 66,
FPG oder ein Aufenthaltsverbot gemaf3 Paragraph 67, FPG in das Privat- oder Familienleben des Fremden eingegriffen,
so ist die Erlassung der Entscheidung zuldssig, wenn dies zur Erreichung der im Artikel 8, Absatz 2, EMRK genannten
Ziele dringend geboten ist.

(2) Bei der Beurteilung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK sind insbesondere zu
bertcksichtigen:(2) Bei der Beurteilung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Artikel 8, EMRK sind insbesondere
zu bertcksichtigen:

1. die Art und Dauer des bisherigen Aufenthaltes und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt des Fremden rechtswidrig

war,
2. das tatsachliche Bestehen eines Familienlebens,
3. die Schutzwdirdigkeit des Privatlebens,

4. der Grad der Integration,

5. die Bindungen zum Heimatstaat des Fremden,

6. die strafgerichtliche Unbescholtenheit,
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7. VerstoBe gegen die Offentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl-, Fremdenpolizei- und
Einwanderungsrechts,

8. die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten
ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren,

9. die Frage, ob die Dauer des bisherigen Aufenthaltes des Fremden in den Behdrden zurechenbaren Uberlangen
Verzogerungen begrindet ist.

(3) Uber die Zuléssigkeit der Riickkehrentscheidung gemaR § 52 FPG ist jedenfalls begriindet, insbesondere im Hinblick
darauf, ob diese gemaR Abs. 1 auf Dauer unzulassig ist, abzusprechen. Die Unzuldssigkeit einer Ruckkehrentscheidung
gemal 8 52 FPGist nur dann auf Dauer, wenn die ansonsten drohende Verletzung des Privat- und Familienlebens auf
Umstanden beruht, die ihrem Wesen nach nicht bloR vortibergehend sind. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn
die Ruckkehrentscheidung gemal3 8 52 FPG schon allein auf Grund des Privat- und Familienlebens im Hinblick auf
Osterreichische Staatsbulrger oder Personen, die Uber ein unionsrechtliches Aufenthaltsrecht oder ein unbefristetes
Niederlassungsrecht (88 45 und 48 oder 88 51 ff Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz (NAG), BGBI. | Nr. 100/2005)
verfugen, unzulissig wére.(3) Uber die Zuldssigkeit der Rickkehrentscheidung geméaR Paragraph 52, FPG ist jedenfalls
begrindet, insbesondere im Hinblick darauf, ob diese gemal3 Absatz eins, auf Dauer unzuldssig ist, abzusprechen. Die
Unzulassigkeit einer Ruckkehrentscheidung gemal Paragraph 52, FPG ist nur dann auf Dauer, wenn die ansonsten
drohende Verletzung des Privat- und Familienlebens auf Umstanden beruht, die ihrem Wesen nach nicht blof3
vorlbergehend sind. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn die Ruckkehrentscheidung gemaR Paragraph 52, FPG
schon allein auf Grund des Privat- und Familienlebens im Hinblick auf dsterreichische Staatsburger oder Personen, die
Uber ein unionsrechtliches Aufenthaltsrecht oder ein unbefristetes Niederlassungsrecht (Paragraphen 45 und 48 oder
Paragraphen 51, ff Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz (NAG), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005,)

verfligen, unzulassig ware.

(4) Gegen einen Drittstaatsangehdrigen, der sich auf Grund eines Aufenthaltstitels rechtmaRig im Bundesgebiet
aufhalt, darf eine Riuckkehrentscheidung gemal3 88 52 Abs. 4 iVm 53 Abs. 1a FPG nicht erlassen werden, wenn(4)
Gegen einen Drittstaatsangehorigen, der sich auf Grund eines Aufenthaltstitels rechtmaRig im Bundesgebiet aufhalt,
darf eine Ruckkehrentscheidung gemald Paragraphen 52, Absatz 4, in Verbindung mit 53 Absatz eins a, FPG nicht

erlassen werden, wenn

1. ihm vor Verwirklichung des mal3geblichen Sachverhaltes die Staatsburgerschaft gemalR § 10 Abs. 1 des
Staatsburgerschaftsgesetzes 1985 (StbG), BGBI. Nr. 311, verliehen hatte werden kénnen, oder1. ihm vor Verwirklichung
des maligeblichen Sachverhaltes die Staatsburgerschaft gemdR Paragraph 10, Absatz eins, des
Staatsbulrgerschaftsgesetzes 1985 (StbG), Bundesgesetzblatt Nr. 311, verliehen hatte werden kénnen, oder

2. er von klein auf im Inland aufgewachsen und hier langjahrig rechtmaRig niedergelassen ist.

(5) Gegen einen Drittstaatsangehdrigen, der vor Verwirklichung des mal3geblichen Sachverhaltes bereits funf Jahre,
aber noch nicht acht Jahre ununterbrochen und rechtmaRig im Bundesgebiet niedergelassen war, darf mangels
eigener Mittel zu seinem Unterhalt, mangels ausreichenden Krankenversicherungsschutzes, mangels eigener
Unterkunft oder wegen der Moglichkeit der finanziellen Belastung einer Gebietskdrperschaft eine
Rickkehrentscheidung gemal? §8 52 Abs. 4 iVm 53 FPG nicht erlassen werden. Dies gilt allerdings nur, wenn der
Drittstaatsangehorige glaubhaft macht, die Mittel zu seinem Unterhalt und seinen Krankenversicherungsschutz durch
Einsatz eigener Krafte zu sichern oder eine andere eigene Unterkunft beizubringen, und dies nicht aussichtslos
scheint.(5) Gegen einen Drittstaatsangehdrigen, der vor Verwirklichung des maRgeblichen Sachverhaltes bereits finf
Jahre, aber noch nicht acht Jahre ununterbrochen und rechtmaRBig im Bundesgebiet niedergelassen war, darf mangels
eigener Mittel zu seinem Unterhalt, mangels ausreichenden Krankenversicherungsschutzes, mangels eigener
Unterkunft oder wegen der Moglichkeit der finanziellen Belastung einer Gebietskdrperschaft eine
Ruckkehrentscheidung gemaR Paragraphen 52, Absatz 4, in Verbindung mit 53 FPG nicht erlassen werden. Dies gilt
allerdings nur, wenn der Drittstaatsangehorige glaubhaft macht, die Mittel zu seinem Unterhalt und seinen
Krankenversicherungsschutz durch Einsatz eigener Krafte zu sichern oder eine andere eigene Unterkunft
beizubringen, und dies nicht aussichtslos scheint.

(6) Gegen einen Drittstaatsangehdrigen, der vor Verwirklichung des mafR3geblichen Sachverhaltes bereits acht Jahre
ununterbrochen und rechtmaflig im Bundesgebiet niedergelassen war, darf eine Ruckkehrentscheidung gemaR § 52
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Abs. 4 FPG nur mehr erlassen werden, wenn die Voraussetzungen gemalR8 53 Abs. 3 FPG vorliegen. &8 73
Strafgesetzbuch (StGB), BGBI. Nr. 60/1974 gilt.(6) Gegen einen Drittstaatsangehdrigen, der vor Verwirklichung des
malfgeblichen Sachverhaltes bereits acht Jahre ununterbrochen und rechtmaRig im Bundesgebiet niedergelassen war,
darf eine Ruckkehrentscheidung gemald Paragraph 52, Absatz 4, FPG nur mehr erlassen werden, wenn die
Voraussetzungen gemaR Paragraph 53, Absatz 3, FPG vorliegen. Paragraph 73, Strafgesetzbuch (StGB),
Bundesgesetzblatt Nr. 60 aus 1974, gilt.

Die Bestimmungen des8 52 FPG lautend auf "Ruckkehrentscheidung" lauten:Die Bestimmungen des Paragraph 52,
FPG lautend auf "Riickkehrentscheidung" lauten:

§ 52. (1) Gegen einen Drittstaatsangehdrigen hat das Bundesamt mit Bescheid eine Riickkehrentscheidung zu erlassen,
wenn er sichParagraph 52, (1) Gegen einen Drittstaatsangehorigen hat das Bundesamt mit Bescheid eine
Ruckkehrentscheidung zu erlassen, wenn er sich

1. nicht rechtmaRig im Bundesgebiet aufhalt oder

2. nicht rechtmaRig im Bundesgebiet aufgehalten hat und das Rickkehrentscheidungsverfahren binnen sechs Wochen
ab Ausreise eingeleitet wurde.

(2) Gegen einen Drittstaatsangehorigen hat das Bundesamt unter einem €& 10 AsylG 2005) mit Bescheid eine
Ruckkehrentscheidung zu erlassen, wenn(2) Gegen einen Drittstaatsangehdrigen hat das Bundesamt unter einem
(Paragraph 10, AsylG 2005) mit Bescheid eine Ruckkehrentscheidung zu erlassen, wenn

1. dessen Antrag auf internationalen Schutz wegen Drittstaatsicherheit zurtickgewiesen wird,

2. dessen Antrag auf internationalen Schutz sowohl beziiglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als
auch der Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten abgewiesen wird,

3. ihm der Status des Asylberechtigten aberkannt wird, ohne dass es zur Zuerkennung des Status des subsidiar
Schutzberechtigten kommt oder

4. ihm der Status des subsidiar Schutzberechtigten aberkannt wird

und kein Fall der 88 8 Abs. 3a oder 9 Abs. 2 AsylG 2005 vorliegt und ihm kein Aufenthaltsrecht nach anderen
Bundesgesetzen zukommt. Dies gilt nicht fir begunstigte Drittstaatsangehorige.und kein Fall der Paragraphen 8,
Absatz 3 a, oder 9 Absatz 2, AsylG 2005 vorliegt und ihm kein Aufenthaltsrecht nach anderen Bundesgesetzen
zukommt. Dies gilt nicht fir begunstigte Drittstaatsangehdrige.

(3) Gegen einen Drittstaatsangehdrigen hat das Bundesamt unter einem mit Bescheid eine Rickkehrentscheidung zu
erlassen, wenn dessen Antrag auf Erteilung eines Aufenthaltstitels gemal3 88 55, 56 oder 57 AsylG 2005 zuruick- oder
abgewiesen wird.(3) Gegen einen Drittstaatsangehdrigen hat das Bundesamt unter einem mit Bescheid eine
Ruckkehrentscheidung zu erlassen, wenn dessen Antrag auf Erteilung eines Aufenthaltstitels gemal Paragraphen 55,
56, oder 57 AsylG 2005 zuruck- oder abgewiesen wird.

(4) Gegen einen Drittstaatsangehorigen, der sich rechtmalig im Bundesgebiet aufhalt, hat das Bundesamt mit
Bescheid eine Ruckkehrentscheidung zu erlassen, wenn

1. nachtraglich ein Versagungsgrund gemaf3 8 60 AsylG 2005 oder 8 11 Abs. 1 und 2 NAG eintritt oder bekannt wird, der
der Erteilung des zuletzt erteilten Aufenthaltstitels, Einreisetitels oder der erlaubten visumfreien Einreise
entgegengestanden wadre,1. nachtraglich ein Versagungsgrund gemafld Paragraph 60, AsylG 2005 oder Paragraph 11,
Absatz eins und 2 NAG eintritt oder bekannt wird, der der Erteilung des zuletzt erteilten Aufenthaltstitels, Einreisetitels

oder der erlaubten visumfreien Einreise entgegengestanden ware,

2. ihm ein Aufenthaltstitel gemall 8 8 Abs. 1 Z 1, 2 oder 4 NAG erteilt wurde, er der Arbeitsvermittlung zur Verfigung
steht und im ersten Jahr seiner Niederlassung mehr als vier Monate keiner erlaubten unselbstandigen Erwerbstatigkeit
nachgegangen ist,2. ihm ein Aufenthaltstitel gemaf Paragraph 8, Absatz eins, Ziffer eins, 2, oder 4 NAG erteilt wurde,
er der Arbeitsvermittlung zur Verfigung steht und im ersten Jahr seiner Niederlassung mehr als vier Monate keiner
erlaubten unselbstandigen Erwerbstatigkeit nachgegangen ist,

3. ihm ein Aufenthaltstitel gemaR 8 8 Abs. 1 Z 1, 2 oder 4 NAG erteilt wurde, er langer als ein Jahr aber kirzer als funf
Jahre im Bundesgebiet niedergelassen ist und wahrend der Dauer eines Jahres nahezu ununterbrochen keiner
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erlaubten Erwerbstatigkeit nachgegangen ist,3. ihm ein Aufenthaltstitel gemal3 Paragraph 8, Absatz eins, Ziffer eins, 2,
oder 4 NAG erteilt wurde, er langer als ein Jahr aber kirzer als funf Jahre im Bundesgebiet niedergelassen ist und
wahrend der Dauer eines Jahres nahezu ununterbrochen keiner erlaubten Erwerbstatigkeit nachgegangen ist,

4. der Erteilung eines weiteren Aufenthaltstitels ein Versagungsgrund (8 11 Abs. 1 und 2 NAG) entgegensteht ode#. der
Erteilung eines weiteren Aufenthaltstitels ein Versagungsgrund (Paragraph 11, Absatz eins und 2 NAG) entgegensteht
oder

5. das Modul 1 der Integrationsvereinbarung gemdl38 14a NAG aus Grinden, die ausschliel3lich vom
Drittstaatsangehorigen zu vertreten sind, nicht rechtzeitig erfullt wurde.5. das Modul 1 der Integrationsvereinbarung
gemal Paragraph 14 a, NAG aus Grinden, die ausschlieBlich vom Drittstaatsangehoérigen zu vertreten sind, nicht
rechtzeitig erfullt wurde.

Werden der Behdrde nach dem NAG Tatsachen bekannt, die eine Riickkehrentscheidung rechtfertigen, so ist diese
verpflichtet dem Bundesamt diese unter Anschluss der relevanten Unterlagen mitzuteilen. Im Fall des
Verlangerungsverfahrens gemdaf3§ 24 NAG hat das Bundesamt nur all jene Umstdnde zu wirdigen, die der
Drittstaatsangehdrige im Rahmen eines solchen Verfahrens bei der Behdrde nach dem NAG bereits hatte nachweisen
kénnen und mussen.Werden der Behdérde nach dem NAG Tatsachen bekannt, die eine Ruckkehrentscheidung
rechtfertigen, so ist diese verpflichtet dem Bundesamt diese unter Anschluss der relevanten Unterlagen mitzuteilen. Im
Fall des Verlangerungsverfahrens gemal3 Paragraph 24, NAG hat das Bundesamt nur all jene Umsténde zu wirdigen,
die der Drittstaatsangehdrige im Rahmen eines solchen Verfahrens bei der Behdérde nach dem NAG bereits hatte
nachweisen kénnen und mussen.

(5) Gegen einen Drittstaatsangehorigen, der vor Verwirklichung des maRgeblichen Sachverhaltes auf Dauer rechtmaRig
niedergelassen war und Uber einen Aufenthaltstitel "Daueraufenthalt - EU" verflgt, hat das Bundesamt eine
Ruckkehrentscheidung zu erlassen, wenn die Voraussetzungen gemaR § 53 Abs. 3 die Annahme rechtfertigen, dass
dessen weiterer Aufenthalt eine gegenwartige, hinreichend schwere Gefahr fur die 6ffentliche Ordnung oder Sicherheit
darstellen wirde.(5) Gegen einen Drittstaatsangehorigen, der vor Verwirklichung des maRgeblichen Sachverhaltes auf
Dauer rechtmaBig niedergelassen war und Uber einen Aufenthaltstitel "Daueraufenthalt - EU" verflgt, hat das
Bundesamt eine Rickkehrentscheidung zu erlassen, wenn die Voraussetzungen gemafd Paragraph 53, Absatz 3, die
Annahme rechtfertigen, dass dessen weiterer Aufenthalt eine gegenwartige, hinreichend schwere Gefahr fur die
offentliche Ordnung oder Sicherheit darstellen wirde.

(6) Ist ein nicht rechtmaRig im Bundesgebiet aufhaltiger Drittstaatsangehdriger im Besitz eines Aufenthaltstitels oder
einer sonstigen Aufenthaltsberechtigung eines anderen Mitgliedstaates, hat er sich unverziglich in das Hoheitsgebiet
dieses Staates zu begeben. Dies hat der Drittstaatsangehorige nachzuweisen. Kommt er seiner Ausreiseverpflichtung
nicht nach oder ist seine sofortige Ausreise aus dem Bundesgebiet aus Grinden der &ffentlichen Ordnung oder
Sicherheit erforderlich, ist eine Rlckkehrentscheidung gemall Abs. 1 zu erlassen.(6) Ist ein nicht rechtmaRig im
Bundesgebiet aufhaltiger Drittstaatsangehodriger im Besitz eines Aufenthaltstitels oder einer sonstigen
Aufenthaltsberechtigung eines anderen Mitgliedstaates, hat er sich unverziglich in das Hoheitsgebiet dieses Staates zu
begeben. Dies hat der Drittstaatsangehorige nachzuweisen. Kommt er seiner Ausreiseverpflichtung nicht nach oder ist
seine sofortige Ausreise aus dem Bundesgebiet aus Griinden der 6ffentlichen Ordnung oder Sicherheit erforderlich, ist
eine Rickkehrentscheidung gemal Absatz eins, zu erlassen.

(7) Von der Erlassung einer Rickkehrentscheidung gemaR Abs. 1 ist abzusehen, wenn ein Fall des § 45 Abs. 1 vorliegt
und ein Ruckibernahmeabkommen mit jenem Mitgliedstaat besteht, in den der Drittstaatsangehorige
zurlickgeschoben werden soll.(7) Von der Erlassung einer Rickkehrentscheidung gemal Absatz eins, ist abzusehen,
wenn ein Fall des Paragraph 45, Absatz eins, vorliegt und ein Rickibernahmeabkommen mit jenem Mitgliedstaat
besteht, in den der Drittstaatsangehdrige zurickgeschoben werden soll.

(8) Die Ruckkehrentscheidung wird im Fall des8& 16 Abs. 4 BFA-VG oder mit Eintritt der Rechtskraft durchsetzbar und
verpflichtet den Drittstaatsangehdrigen zur unverziglichen Ausreise in dessen Herkunftsstaat, ein Transitland gemaR
unionsrechtlichen oder bilateralen Ruckibernahmeabkommen oder anderen Vereinbarungen oder einen anderen
Drittstaat, sofern ihm eine Frist fur die freiwillige Ausreise nicht eingerdaumt wurde. Im Falle einer Beschwerde gegen
eine Ruckkehrentscheidung ist § 28 Abs. 2 Bundesgesetz Uber das Verfahren der Verwaltungsgerichte
(Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz - VwGVG), BGBI. | Nr. 33/2013 auch dann anzuwenden, wenn er sich zum
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Zeitpunkt der Beschwerdeentscheidung nicht mehr im Bundesgebiet aufhalt.(8) Die Ruckkehrentscheidung wird im Fall
des Paragraph 16, Absatz 4, BFA-VG oder mit Eintritt der Rechtskraft durchsetzbar und verpflichtet den
Drittstaatsangehoérigen zur unverziglichen Ausreise in dessen Herkunftsstaat, ein Transitland gemal
unionsrechtlichen oder bilateralen Ruckibernahmeabkommen oder anderen Vereinbarungen oder einen anderen
Drittstaat, sofern ihm eine Frist fur die freiwillige Ausreise nicht eingerdumt wurde. Im Falle einer Beschwerde gegen
eine Ruckkehrentscheidung ist Paragraph 28, Absatz 2, Bundesgesetz Uber das Verfahren der Verwaltungsgerichte
(Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz - VWGVG), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 33 aus 2013, auch dann anzuwenden,
wenn er sich zum Zeitpunkt der Beschwerdeentscheidung nicht mehr im Bundesgebiet aufhalt.

(9) Das Bundesamt hat mit einer Ruckkehrentscheidung gleichzeitig festzustellen, dass eine Abschiebung eines
Drittstaatsangehorigen gemald § 46 in einen oder mehrere bestimmte Staaten zuldssig ist, es sei denn, dass dies aus
vom Drittstaatsangehoérigen zu vertretenden Grinden nicht méglich sei.(9) Das Bundesamt hat mit einer
Ruckkehrentscheidung gleichzeitig festzustellen, dass eine Abschiebung eines Drittstaatsangehdrigen gemafd
Paragraph 46, in einen oder mehrere bestimmte Staaten zulassig ist, es sei denn, dass dies aus vom
Drittstaatsangehdrigen zu vertretenden Griinden nicht moglich sei.

(10) Die Abschiebung eines Drittstaatsangehdrigen gemaR § 46 kann auch Uber andere als in Abs. 9 festgestellte
Staaten erfolgen.(10) Die Abschiebung eines Drittstaatsangehoérigen gemal Paragraph 46, kann auch tber andere als
in Absatz 9, festgestellte Staaten erfolgen.

(11) Der Umstand, dass in einem Verfahren zur Erlassung einer Rickkehrentscheidung deren Unzuldssigkeit gemafis 9
Abs. 3 BFA-VG festgestellt wurde, hindert nicht daran, im Rahmen eines weiteren Verfahrens zur Erlassung einer
solchen Entscheidung neuerlich eine Abwagung gemal § 9 Abs. 1 BFA-VG vorzunehmen, wenn der Fremde in der
Zwischenzeit wieder ein Verhalten gesetzt hat, das die Erlassung einer Rickkehrentscheidung rechtfertigen wirde.(11)
Der Umstand, dass in einem Verfahren zur Erlassung einer Ruckkehrentscheidung deren Unzuldssigkeit gemaR
Paragraph 9, Absatz 3, BFA-VG festgestellt wurde, hindert nicht daran, im Rahmen eines weiteren Verfahrens zur
Erlassung einer solchen Entscheidung neuerlich eine Abwdgung gemdaR Paragraph 9, Absatz eins, BFA-VG
vorzunehmen, wenn der Fremde in der Zwischenzeit wieder ein Verhalten gesetzt hat, das die Erlassung einer
Ruckkehrentscheidung rechtfertigen wirde.

§ 55 FPG regelt die "Frist fur die freiwillige Ausreise" und lautet:
§ 55. (1) Mit einer Ruckkehrentscheidung gemafd § 52 wird zugleich
eine Frist fur die freiwillige Ausreise festgelegt.

(1a) Eine Frist fur die freiwillige Ausreise besteht nicht fur die Falle einer zurickweisenden Entscheidung gemafR§ 68
AVG sowie wenn eine Entscheidung auf Grund eines Verfahrens gemaf3§ 18 BFA-VG durchflhrbar wird.(1a) Eine Frist
far die freiwillige Ausreise besteht nicht fir die Falle einer zurlickweisenden Entscheidung gemal3 Paragraph 68, AVG
sowie wenn eine Entscheidung auf Grund eines Verfahrens gemaf3 Paragraph 18, BFA-VG durchfiihrbar wird.

(2) Die Frist fur die freiwillige Ausreise betrdgt 14 Tage ab Rechtskraft des Bescheides, sofern nicht im Rahmen einer
vom Bundesamt vorzunehmenden Abwagung festgestellt wurde, dass besondere Umstdnde, die der
Drittstaatsangehorige bei der Regelung seiner persdnlichen Verhaltnisse zu berticksichtigen hat, die Grinde, die zur
Erlassung der Ruckkehrentscheidung geflihrt haben, Gberwiegen.

(3) Bei Uberwiegen besonderer Umstiande kann die Frist fiir die freiwillige Ausreise einmalig mit einem ldngeren
Zeitraum als die vorgesehenen 14 Tage festgesetzt werden. Die besonderen Umstande sind vom
Drittstaatsangehorigen nachzuweisen und hat er zugleich einen Termin fir seine Ausreise bekanntzugeben. § 37 AVG
gilt.(3) Bei Uberwiegen besonderer Umstinde kann die Frist fir die freiwillige Ausreise einmalig mit einem ldngeren
Zeitraum als die vorgesehenen 14 Tage festgesetzt werden. Die besonderen Umstdande sind vom
Drittstaatsangehdrigen nachzuweisen und hat er zugleich einen Termin fur seine Ausreise bekanntzugeben. Paragraph
37, AVG gilt.

(4) Das Bundesamt hat von der Festlegung einer Frist fir die freiwillige Ausreise abzusehen, wenn die aufschiebende
Wirkung der Beschwerde gemaR § 18 Abs. 2 BFA-VG aberkannt wurde.(4) Das Bundesamt hat von der Festlegung einer
Frist fur die freiwillige Ausreise abzusehen, wenn die aufschiebende Wirkung der Beschwerde gemaR Paragraph 18,
Absatz 2, BFA-VG aberkannt wurde.
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(5) Die Einrdumung einer Frist gemal Abs. 1 ist mit Mandatsbescheid & 57 AVG) zu widerrufen, wenn bestimmte
Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass der Aufenthalt des Drittstaatsangehorigen die 6ffentliche Ordnung oder
Sicherheit gefahrdet oder Fluchtgefahr besteht.(5) Die Einrdumung einer Frist gemall Absatz eins, ist mit
Mandatsbescheid (Paragraph 57, AVG) zu widerrufen, wenn bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass der
Aufenthalt des Drittstaatsangehdrigen die 6ffentliche Ordnung oder Sicherheit gefahrdet oder Fluchtgefahr besteht.

Die Bestimmungen des Art. 8 EMRK regeln das "Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens" und lauten
folgendermafBen:Die Bestimmungen des Artikel 8, EMRK regeln das "Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens"

und lauten folgendermal3en:
(1) Jedermann hat Anspruch auf Achtung seines Privat- und Familienlebens, seiner Wohnung und seines Briefverkehrs.

(2) Der Eingriff einer offentlichen Behorde in die Ausiibung dieses Rechts ist nur statthaft, insoweit dieser Eingriff
gesetzlich vorgesehen ist und eine MaRnahme darstellt, die in einer demokratischen Gesellschaft fir die nationale
Sicherheit, die 6ffentliche Ruhe und Ordnung, das wirtschaftliche Wohl des Landes, die Verteidigung der Ordnung und
zur Verhinderung von strafbaren Handlungen, zum Schutz der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte

und Freiheiten anderer notwendig ist.

Da ein sonstiger Aufenthaltstitel des drittstaatsangehdrigen Fremden nicht ersichtlich ist und auch nicht behauptet
wurde, ware - sofern nicht zum Entscheidungszeitpunkt des BFA ein solcher gegeben ware - primdr im vorliegenden
Fall, wenn der BF weder als Asylberechtigter noch als subsidiar Schutzberechtigter anerkannt wirde, somit die Frage
zu klaren, ob dem BF allenfalls von Amts wegen ein Aufenthaltstitel gemaR § 57 AsylG 2005 (Aufenthaltsberechtigung
besonderer Schutz) zu erteilen sein wird.Da ein sonstiger Aufenthaltstitel des drittstaatsangehdrigen Fremden nicht
ersichtlich ist und auch nicht behauptet wurde, ware - sofern nicht zum Entscheidungszeitpunkt des BFA ein solcher
gegeben wdre - primar im vorliegenden Fall, wenn der BF weder als Asylberechtigter noch als subsidiar
Schutzberechtigter anerkannt wirde, somit die Frage zu klaren, ob dem BF allenfalls von Amts wegen ein
Aufenthaltstitel gemal3 Paragraph 57, AsylG 2005 (Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz) zu erteilen sein wird.

Wenn die vorgenannten Voraussetzungen nicht vorliegen, ist gemalR§ 10 Abs. 1 Z 3 AsylG 2005 die zu erlassende
Entscheidung mit einer Rlckkehrentscheidung gemdal dem 8. Hauptstick des FPG zu verbinden.Wenn die
vorgenannten Voraussetzungen nicht vorliegen, ist gemal3 Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer 3, AsylG 2005 die zu
erlassende Entscheidung mit einer Ruckkehrentscheidung gemal dem 8. Hauptstlick des FPG zu verbinden.

Bei der Setzung einer aufenthaltsbeendenden MalRnahme kann ein ungerechtfertigter Eingriff in das Recht auf Achtung
des Privat- und Familienlebens des Fremden iSd. Art. 8 Abs. 1 EMRK vorliegen. Daher muss Uberpruft werden, ob sie
einen Eingriff und in weiterer Folge eine Verletzung des Privat- und/oder Familienlebens des Fremden darstellt.Bei der
Setzung einer aufenthaltsbeendenden MalBnahme kann ein ungerechtfertigter Eingriff in das Recht auf Achtung des
Privat- und Familienlebens des Fremden iSd. Artikel 8, Absatz eins, EMRK vorliegen. Daher muss Uberprift werden, ob
sie einen Eingriff und in weiterer Folge eine Verletzung des Privat- und/oder Familienlebens des Fremden darstellt.

Vom Begriff des 'Familienlebens' in Art. 8 EMRK ist nicht nur die Kleinfamilie von Eltern und (minderjahrigen) Kindern
umfasst, sondern zB auch Beziehungen zwischen Geschwistern (EKMR 14.3.1980, B 8986/80, EuGRZ 1982, 311) und
zwischen Eltern und erwachsenen Kindern (etwa EKMR 6.10.1981, B 9202/80, EuGRZ 1983, 215). Dies allerdings nur
unter der Voraussetzung, dass eine gewisse Beziehungsintensitat vorliegt. Es kann namlich nicht von vornherein davon
ausgegangen werden, dass zwischen Personen, welche miteinander verwandt sind, immer auch ein ausreichend
intensives Familienleben iSd Art. 8 EMRK besteht, vielmehr ist dies von den jeweils gegebenen Umstanden, von der
konkreten Lebenssituation abhangig. Der Begriff des "Familienlebens" in Art. 8 EMRK setzt daher neben der
Verwandtschaft auch andere, engere Bindungen voraus; die Beziehungen mussen eine gewisse Intensitat aufweisen.
So ist etwa darauf abzustellen, ob die betreffenden Personen zusammengelebt haben, ein gemeinsamer Haushalt
vorliegt oder ob sie (finanziell) voneinander abhangig sind (vgl. dazu EKMR 6.10.1981, B 9202/80, EuGRZ 1983, 215;
EKMR 19.7.1968, 3110/67, Yb 11, 494 (518); EKMR 28.2.1979, 7912/77, EuGRZ 1981, 118; EKMR 14.3.1980, 8986/80,
EuGRZ 1982, 311; Frowein - Peukert, Europadische Menschenrechtskonvention, EMRK- Kommentar, 2. Auflage (1996) Rz
16 zu Art. 8; Baumgartner, Welche Formen des Zusammenlebens schiitzt die Verfassung? 0JZ 1998, 761; vgl. auch
Rosenmayr, Aufenthaltsverbot, Schubhaft und Abschiebung, ZfV 1988, 1, ebenso VwGH vom 26.1.2006, 2002/20/0423,
vgl. auch VWGH vom 8.6.2006, ZI. 2003/01/0600-14, oder VWGH vom 26.1.2006, Z12002/20/0235-9, wo der VWGH im
letztgenannten Erkenntnis feststellte, dass das Familienleben zwischen Eltern und minderjahrigen Kindern nicht
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automatisch mit Erreichen der Volljahrigkeit beendet wird, wenn das Kind weiter bei den Eltern lebt).Vom Begriff des
'Familienlebens' in Artikel 8, EMRK ist nicht nur die Kleinfamilie von Eltern und (minderjahrigen) Kindern umfasst,
sondern zB auch Beziehungen zwischen Geschwistern (EKMR 14.3.1980, B 8986/80, EuUGRZ 1982, 311) und zwischen
Eltern und erwachsenen Kindern (etwa EKMR 6.10.1981, B 9202/80, EuGRZ 1983, 215). Dies allerdings nur unter der
Voraussetzung, dass eine gewisse Beziehungsintensitdt vorliegt. Es kann namlich nicht von vornherein davon
ausgegangen werden, dass zwischen Personen, welche miteinander verwandt sind, immer auch ein ausreichend
intensives Familienleben iSd Artikel 8, EMRK besteht, vielmehr ist dies von den jeweils gegebenen Umstanden, von der
konkreten Lebenssituation abhdngig. Der Begriff des "Familienlebens" in Artikel 8, EMRK setzt daher neben der
Verwandtschaft auch andere, engere Bindungen voraus; die Beziehungen mussen eine gewisse Intensitat aufweisen.
So ist etwa darauf abzustellen, ob die betreffenden Personen zusammengelebt haben, ein gemeinsamer Haushalt
vorliegt oder ob sie (finanziell) voneinander abhangig sind vergleiche dazu EKMR 6.10.1981, B 9202/80, EuGRZ 1983,
215; EKMR 19.7.1968, 3110/67, Yb 11, 494 (518); EKMR 28.2.1979, 7912/77, EUGRZ 1981, 118; EKMR 14.3.1980, 8986/80,
EuGRZ 1982, 311; Frowein - Peukert, Europadische Menschenrechtskonvention, EMRK- Kommentar, 2. Auflage (1996) Rz
16 zu Artikel 8,; Baumgartner, Welche Formen des Zusammenlebens schiitzt die Verfassung? OJZ 1998, 761; vergleiche
auch Rosenmayr, Aufenthaltsverbot, Schubhaft und Abschiebung, ZfV 1988, 1, ebenso VwGH vom 26.1.2006,
2002/20/0423, vergleiche auch VWGH vom 8.6.2006, Z1.2003/01/0600-14, oder VWGH vom 26.1.2006, ZI2002/20/0235-
9, wo der VWGH im letztgenannten Erkenntnis feststellte, dass das Familienleben zwischen Eltern und minderjahrigen
Kindern nicht automatisch mit Erreichen der Volljdhrigkeit beendet wird, wenn das Kind weiter bei den Eltern lebt).

Sowohl eheliche als auch uneheliche Kinder aus einer Familienbeziehung, die unter Art 8 EMRK fallen, werden von
ihrer Geburt an ipso iure Teil der Familie (Peter Chvosta: "Die Ausweisung von Asylwerbern und Art. 8 MRK", 0)Z
2007/74; VfSlg 16.777/2003; ferner Glil gg Schweiz, O)Z 1996, 593; 5. 2 2004, 60457/00, Kosmopoulou gg Griechenland;
18. 1. 2007, 73819/01, Estrikh gg Litauen). Umgekehrt werden Kinder erst vom Moment ihrer Geburt an rechtlich Teil
der Familie. Zu noch ungeborenen Kindern liegt somit bis dahin (noch) kein schiitzenswertes Familienleben iSd Art 8
EMRK vor (vgl. zB VFfGH 24.02.2003, B 1670/01; EGMR 19.02.1996, GUL vs Switzerland)Sowohl! eheliche als auch
uneheliche Kinder aus einer Familienbeziehung, die unter Artikel 8, EMRK fallen, werden von ihrer Geburt an ipso iure
Teil der Familie (Peter Chvosta: "Die Ausweisung von Asylwerbern und Artikel 8, MRK", O)Z 2007/74; VfSlg 16.777 aus
2003,; ferner Giil gg Schweiz, ©)Z 1996, 593; 5. 2 2004, 60457/00, Kosmopoulou gg Griechenland; 18. 1. 2007, 73819/01,
Estrikh gg Litauen). Umgekehrt werden Kinder erst vom Moment ihrer Geburt an rechtlich Teil der Familie. Zu noch
ungeborenen Kindern liegt somit bis dahin (noch) kein schitzenswertes Familienleben iSd Artikel 8, EMRK vor
vergleiche zB VfGH 24.02.2003, B 1670/01; EGMR 19.02.1996, GUL vs Switzerland).

Der Begriff des Familienlebens ist dartber hinaus nicht auf Familien beschrankt, die sich auf eine Heirat griinden,
sondern schliel3t auch andere de facto Beziehungen ein; malRgebend ist beispielsweise das Zusammenleben eines
Paares, die Dauer der Beziehung, die Demonstration der Verbundenheit durch gemeinsame Kinder oder auf andere
Weise (EGMR Marckx, EGMR 23.04.1997, X ua). Bei dem Begriff "Familienleben im Sinne des Art. 8 EMRK" handelt es
sich nach gefestigter Ansicht der Konventionsorgane um einen autonomen Rechtsbegriff der Konvention.Der Begriff
des Familienlebens ist darber hinaus nicht auf Familien beschrankt, die sich auf eine Heirat griinden, sondern schlie3t
auch andere de facto Beziehungen ein; maRgebend ist beispielsweise das Zusammenleben eines Paares, die Dauer der
Beziehung, die Demonstration der Verbundenheit durch gemeinsame Kinder oder auf andere Weise (EGMR Marckx,
EGMR 23.04.1997, rémisch zehn ua). Bei dem Begriff "Familienleben im Sinne des Artikel 8, EMRK" handelt es sich nach
gefestigter Ansicht der Konventionsorgane um einen autonomen Rechtsbegriff der Konvention.

Ist von einer aufenthaltsbeendenden MaRnahme die gesamte Familie betroffen, greift sie lediglich in das Privatleben
der Familienmitglieder und nicht auch in ihr Familienleben ein; auch dann, wenn sich einige Familienmitglieder der
Abschiebung durch Untertauchen entziehen (EGMR in Cruz Varas).

Aufgrund der Uber 3-jahrigen Aufenthaltsdauer des BF im Bundesgebiet wird zumindest ein relevantes Privatleben
anzunehmen sein, dessen Schutzwirdigkeit im Rahmen einer Interessensabwagung gem. Art 8 Abs. 2 EMRK zu
beleuchten sein wird. Ob ein Familienleben vorliegt, wird anhand der umseits angefiihrten Kriterien zu prifen
sein.Aufgrund der Uber 3-jahrigen Aufenthaltsdauer des BF im Bundesgebiet wird zumindest ein relevantes Privatleben
anzunehmen sein, dessen Schutzwurdigkeit im Rahmen einer Interessensabwagung gem. Artikel 8, Absatz 2, EMRK zu
beleuchten sein wird. Ob ein Familienleben vorliegt, wird anhand der umseits angefiihrten Kriterien zu prtfen sein.

Gemal Art. 8 Abs. 2 EMRK ist der Eingriff einer offentlichen Behérde in die Austibung des Rechts auf das Privat- und
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Familienleben nur statthaft, insoweit dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine MalRnahme darstellt, welche in
einer demokratischen Gesellschaft fir die nationale Sicherheit, die 6ffentliche Ruhe und Ordnung, das wirtschaftliche
Wohl des Landes, der Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von strafbaren Handlungen, zum Schutz der
Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer notwendig ist. GemaR Artikel 8, Absatz
2, EMRK ist der Eingriff einer ¢ffentlichen Behdrde in die Ausibung des Rechts auf das Privat- und Familienleben nur
statthaft, insoweit dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine MaBnahme darstellt, welche in einer
demokratischen Gesellschaft fir die nationale Sicherheit, die 6ffentliche Ruhe und Ordnung, das wirtschaftliche Wohl
des Landes, der Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von strafbaren Handlungen, zum Schutz der
Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer notwendig ist.

Bereits vor Inkrafttreten der Vorgangerbestimmung des8 9 Abs. 2 BFA-VG in der Form des AsylG 2005 idF BGBI 29/2009
entwickelten die Gerichtshofe des 6ffentlichen Rechts in den Erk. d. VfGH vom 29.9.2007, Zahl B 1150/07-9 und Erk. d.
VwWGH vom 17.12.2007, Zahl 2006/01/0216 bis 219-6 unter ausdricklichen Bezug auf die Judikatur des EGMR
nachstehende Richtlinien (in den Medien der vielgenannte "Kriterienkatalog") im Rahmen der Interessensabwagung
gem. Art. 8 Abs. EMRK, welche zu berucksichtigen sind:Bereits vor Inkrafttreten der Vorgangerbestimmung des
Paragraph 9, Absatz 2, BFA-VG in der Form des AsylG 2005 in der Fassung Bundesgesetzblatt 29 aus 2009, entwickelten
die Gerichtshofe des 6ffentlichen Rechts in den Erk. d. VfGH vom 29.9.2007, Zahl B 1150/07-9 und Erk. d. VWGH vom
17.12.2007, Zahl 2006/01/0216 bis 219-6 unter ausdriicklichen Bezug auf die Judikatur des EGMR nachstehende
Richtlinien (in den Medien der vielgenannte "Kriterienkatalog") im Rahmen der Interessensabwagung gem. Artikel 8,
Abs. EMRK, welche zu berUcksichtigen sind:

Aufenthaltsdauer, die vom EGMR an keine fixen zeitlichen Vorgaben geknlpft wird (EGMR 31.1.2006, Fall Rodrigues da
Silva und Hoogkamer, Appl. 50.435/99, OJZ 2006, 738 = EUGRZ 2006, 562; 16.9.2004, Fall Ghiban, Appl. 11.103/03,
NVwZ 2005, 1046),

das tatsachliche Bestehen eines Familienlebens (EGMR 28.5.1985, Fall Abdulaziz ua., Appl. 9214/80, 9473/81, 9474/81,
EuGRZ 1985, 567;

20.6.2002, Fall Al-Nashif, Appl. 50.963/99, OJZ 2003, 344;

22.4.1997, Fall X, Y und Z, Appl. 21.830/93, OJZ 1998, 27122.4.1997, Fall rémisch zehn, Y und Z, Appl. 21.830/93, 0)Z
1998, 271)

und dessen Intensitat (EGMR 2.8.2001, Fall Boultif, Appl. 54.273/00),
die Schutzwurdigkeit des Privatlebens,

den Grad der Integration des Fremden, der sich in intensiven Bindungen zu Verwandten und Freunden, der
Selbsterhaltungsfahigkeit, der Schulausbildung, der Berufsausbildung, der Teilnahme am sozialen Leben, der
Beschaftigung und ahnlichen Umstanden manifestiert (vgl. EGMR 4.10.2001, Fall Adam, Appl. 43.359/98, EuGRZ 2002,
582; 9.10.2003, Fall Slivenko, Appl. 48.321/99, EuGRZ 2006, 560;16.6.2005, Fall Sisojeva, Appl. 60.654/00, EUGRZ 2006,
554; vgl. auch VwWGH 5.7.2005, 2004/21/0124; 11.10.2005, 2002/21/0124),den Grad der Integration des Fremden, der
sich in intensiven Bindungen zu Verwandten und Freunden, der Selbsterhaltungsfahigkeit, der Schulausbildung, der
Berufsausbildung, der Teilnahme am sozialen Leben, der Beschéftigung und ahnlichen Umstanden manifestiert
vergleiche EGMR 4.10.2001, Fall Adam, Appl. 43.359/98, EUGRZ 2002, 582; 9.10.2003, Fall Slivenko, Appl. 48.321/99,
EuGRZ 2006, 560;16.6.2005, Fall Sisojeva, Appl. 60.654/00, EuGRZ 2006, 554; vergleiche auch VwGH 5.7.2005,
2004/21/0124; 11.10.2005, 2002/21/0124),

die Bindungen zum Heimatstaat,
die strafgerichtliche Unbescholtenheit, aber auch
VerstoRe gegen das Einwanderungsrecht und

Erfordernisse der offentlichen Ordnung (vgl. zB EGMR 24.11.1998, Fall Mitchell, Appl. 40.447/98; 11.4.2006, Fall
Useinov, Appl. 61.292/00) fur maBgeblich erachtet. Aber auchErfordernisse der &ffentlichen Ordnung vergleiche zB
EGMR 24.11.1998, Fall Mitchell, Appl. 40.447/98; 11.4.2006, Fall Useinov, Appl. 61.292/00) fur maRgeblich erachtet. Aber
auch

die Frage, ob das Privat- und Familienleben in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten ihres unsicheren
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Aufenthaltsstatus bewusst waren, ist bei der Abwagung in Betracht zu ziehen (EGMR 24.11.1998, Fall Mitchell, Appl.
40.447/98; 5.9.2000, Fall Solomon, Appl. 44.328/98; 31.1.2006, Fall Rodrigues da Silva und Hoogkamer, Appl. 50.435/99,
0JZ 2006, 738 = EUGRZ 2006, 562).

Falls im gegenstandlichen Fall schon die Voraussetzungen des§ 55 Abs. 1 Z 1 AsylG (Aufrechterhaltung eines Privat-
und Familienleben iSd Art. 8 EMRK) nicht vorliegen - der BF hat im Zuge seiner letzten Einvernahme vor dem
Bundesasylamt im September 2013 die Frage nach Familienangehdrigen verneint, wird sich die Frage nach einem
Aufenthaltstitel gem. 8 55. AsylG nicht stellen. Sollte mittlerweile eine diesbezlgliche Sachverhaltsdnderung vorliegen,
wird die belangte Behorde die weiteren Voraussetzungen zu prifen und ggf. einen Aufenthaltstitel erteilen zu
haben.Falls im gegenstandlichen Fall schon die Voraussetzungen des Paragraph 55, Absatz eins, Ziffer eins, AsylG
(Aufrechterhaltung eines Privat- und Familienleben iSd Artikel 8, EMRK) nicht vorliegen - der BF hat im Zuge seiner
letzten Einvernahme vor dem Bundesasylamt im September 2013 die Frage nach Familienangehdrigen verneint, wird
sich die Frage nach einem Aufenthaltstitel gem. Paragraph 55, AsylG nicht stellen. Sollte mittlerweile eine
diesbeziigliche Sachverhaltsanderung vorliegen, wird die belangte Behdérde die weiteren Voraussetzungen zu prifen
und ggf. einen Aufenthaltstitel erteilen zu haben.

Im Hinblick auf das Privatleben des BF wird neben den dargestellten Aspekten, insbesondere die Judikatur des VwGH
zur relevanten Aufenthaltsdauer im Bundesgebiet zu beachten sein, wonach etwa ab einem 10-jahrigen Aufenthalt im
Bundesgebiet im Regelfall die privaten Interessen am Verbleib im Bundesgebiet die o6ffentlichen Interessen
Uberwiegen kénnen (VWGH vom 9.5.2003, ZI. 2002/18/0293). Gleiches gilt etwa fiir einen 7-jahrigen Aufenthalt, wenn
eine berufliche und soziale Verfestigung vorliegt (VWGH vom 5.7.2005, ZI. 2004/21/0124). Angesichts des Aufenthalts
des BF im Bundesgebiet seit Oktober 2011, sohin seit weniger als 3 1/2 Jahren, wird somit bei einer
Interessensabwagung die geforderte zeitliche Komponente nicht gegeben sein, um zu Gunsten des BF auszuschlagen.

Eine Frist von 14 Tagen fur die freiwillige Ausreise ab Rechtskraft einer allfalligen Ruckkehrentscheidung entspricht §
55 Abs. 2 erster Satz FPG. Ob besondere Umstinde, die der Drittstaatsangehdrige bei der Regelung seiner
persénlichen Verhaltnisse zu berlicksichtigen hatte, die zur Erlassung der Ruckkehrentscheidung gefiuhrt haben,
Uberwiegen wirden, wird die Behdrde zu prifen haben.Eine Frist von 14 Tagen flr die freiwillige Ausreise ab
Rechtskraft einer allfélligen Rickkehrentscheidung entspricht Paragraph 55, Absatz 2, erster Satz FPG. Ob besondere
Umstande, die der Drittstaatsangehorige bei der Regelung seiner persénlichen Verhaltnisse zu berUcksichtigen hatte,
die zur Erlassung der Ruckkehrentscheidung gefuhrt haben, Uberwiegen wirden, wird die Behorde zu prifen haben.

Die VerhaltnismaRigkeit der seitens der belangten Behorde getroffenen fremdenpolizeilichen MalRnahme ist ebenfalls
zu prufen.

Wenn alle gesetzlichen Voraussetzungen firr die Anordnung der Ruckkehrentscheidungen und die gesetzte Frist fur die
freiwillige Ausreisen vorliegen, wird die Behdrde dementsprechend zu entscheiden haben.

Zu B)

GemaR§ 25a Abs. 1 VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.Gemaf
Paragraph 25 a, Absatz eins, VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.

Die Revision ist gemaR Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssig. Aus den dem gegenstandlichen Erkenntnis entnehmbaren
Ausfiihrungen geht hervor, dass das Bundesverwaltungsgericht in seiner Rechtsprechung im gegenstandlichen Fall
nicht von der bereits zitierten einheitlichen Rechtsprechung des VwGH, insbesondere zum Fluchtlingsbegriff, dem
Refoulementschutz bzw. zum durch Art. 8 EMRK geschitzten Recht auf ein Privat- und Familienleben abgeht.
Entsprechende einschlagige Judikatur wurde bereits zitiert.Die Revision ist gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht
zuldssig. Aus den dem gegenstandlichen Erkenntnis entnehmbaren AusfUhrungen geht hervor, dass das
Bundesverwaltungsgericht in seiner Rechtsprechung im gegenstandlichen Fall nicht von der bereits zitierten
einheitlichen Rechtsprechung des VwGH, insbesondere zum Fluchtlingsbegriff, dem Refoulementschutz bzw. zum
durch Artikel 8, EMRK geschitzten Recht auf ein Privat- und Familienleben abgeht. Entsprechende einschlagige
Judikatur wurde bereits zitiert.

Auch der Umstand, dass mit 01.01.2014 das Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl und das
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Bundesverwaltungsgericht ins Leben gerufen wurden, bzw. sich die asyl- und fremdenrechtliche Diktion zum Teil
anderte, lasst keine gegenteilige Schlussfolgerung zu, zumal im hier anzuwendenden Kernbestand der rechtlichen
Bestimmungen keine substantielle Anderung eintrat.

In Bezug auf die Anwendung und Auslegung des§ 28 Abs. 7 VwWGVG orientiert sich das Bundesverwaltungsgericht
seiner Vorbildbestimmung, namlich 8 42 Abs. 4 VWGG aF (vgl. Fister/Fuchs/Sachs, Verwaltungsgerichtsverfahren (2013),
§ 28 VWGVG, Anm 21) und dessen einheitlicher Anwendungspraxis durch den VwWGH, weshalb auch in diesem Punkt
keine Rechtsfrage von grundsatzliche Bedeutung erkannt werden kann.In Bezug auf die Anwendung und Auslegung
des Paragraph 28, Absatz 7, VWGVG orientiert sich das Bundesverwaltungsgericht seiner Vorbildbestimmung, ndmlich
Paragraph 42, Absatz 4, VWGG aF vergleiche Fister/Fuchs/Sachs, Verwaltungsgerichtsverfahren (2013), Paragraph 28,
VwGVG, Anmerkung 21) und dessen einheitlicher Anwendungspraxis durch den VwGH, weshalb auch in diesem Punkt
keine Rechtsfrage von grundsatzliche Bedeutung erkannt werden kann.
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